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VorwortUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die sozia ldem okratische Parte i des Saarlandes unter­

breitet den W ählern ein Program m für sozia ldem okra ­

tische Politik an der Saar (1970 - 1980).

Der Ausgangspunkt: In fast zehn Regierungsjahren is t 

es der CDU wohl gelungen, die SPD von der Regie­

rungsverantwortung an der Saar fernzuhalten, aber 

nicht, die Verhältn isse im Saarland auf den Stand des  

übrigen Bundesgebietes zu bringen.

Zum  ersten M al in der G eschichte unseres Landes ver­

lassen Jahr für Jahr m ehr M enschen ihre Heim at als zu  

uns kom m en.

Zum ersten M al nach 1945 ließ eine Saarregierung es 

zu, daß die Anzahl der industrie llen Arbeitsp lätze unter 

150000 sank (I960: 175000; 1968: 149000). In derZeit 

des wirtschaftlichen Rückgangs, der Rezession vor 1966/ 

67, stieg zum ersten M al die Arbeits losigkeit sogar 

auf über fünf Prozent.

Zehn Jahre lang hat die CDU die Beseitigung der 

Zwergschulen und die Einführung der G em einschafts­

schulen verhindert. Den Preis dafür m üssen heute un ­

sere Kinder m it m angelhafter Ausbildung und wir alle  

m it M illionenverlusten an Steuergeldern durch den Bau  

fa lscher Schulen am  fa lschen Platze bezahlen.

Daher is t es an der Zeit, die CDU von der Regierungs­

verantwortung abzulösen, auch an der Saar. 13 Jahre  

sind genug!
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Die Sozia ldem okratische Parte i des Saarlandes hat sich  

auf einen W echsel in der Regierungsverantwortung  

gründlich vorbereitet. Schon als O pposition hat sie  

jahre lang unerm üdlich versucht, der CDU eine m oder­

ne, zukunftsträchtige und vor allem sozia l verantwort­

liche Politik abzuringen.

Auf dem G ebiet der W irtschaftspolitik is t ihr das nach  

jahre langem Kam pf gelungen; aber erst seitdem So ­

zia ldem okraten die Führung in der Bundesregierung 

in Bonn innehaben. Seither wurde auch die CDU-Saar 

gezwungen, von ihrem Kurs, "Naturschutzpark für die  

etablierte Industrie" zu sein, abzugehen.

Auch in der Schulpolitik m ußte die CDU endlich kapitu ­

lieren. Die Verfassungsänderung vom vergangenen  

Jahr m acht den W eg fre i für die G em einschaftsschule 

vom 1. Schuljahr an. In Dankbarkeit erinnert sich die  

SPD des Saarlandes der vie len G espräche m it Vertre­

tern der katholischen und der evangelischen Kirche, die  

diese Verfassungsänderung erst m öglich gem acht ha ­

ben. Von dieser G rundlage aus geht es je tzt darum , 

auch bei uns ein m odernes Bildungswesen zu schaffen.

Das sind nur zwei Beispie le. Aber sie zeigen: W enn die  

W ähler je tzt die  große  Chance  für unser Land ergre ifen  

und durch ihre Stim m e jns Sozia ldem okraten auch im  

Saarland an die Regierung bringen, dann gehen nicht 

nur Bund und Land Hand in Hand zum  W ohle unseres 

Volkes, dann können auch im Saarland die Reform en  

durch uns in Angriff genom m en werden.

Noch vie le andere Problem e unseres Landes m üssen  

entschlossen aufgegriffen, neu durchdacht und zukunfts­

weisend gelöst werden. Zum  Beispie l m uß eine m oder­

ne G ebiets- und Verwaltungsreform den Aufbau einer 

m odernen Industriestruktur in unserem  Lande  ergänzen. 

Die Regierungsarbeit m uß gestrafft werden, und alt­

väterliche Hierarchievorste llungen m üssen verschw in ­

den. Denn für uns is t m oderne Regierungsarbeit Lei­

stungsm anagem ent für die Allgem einheit.

Die Sozia ldem okratische Parte i des Saarlandes bitte t 

um das Vertrauen der W ähler für die nächsten fünf 

Jahre. Sie verspricht eine m oderne, sachliche und den  

In teressen aller dienende Regierungsarbeit.

Kurt Conrad
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Wir holen den Rückstand auf Neue WirtschaftspolitikUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Zie l einer von der SPD getragenen Landesregierung 

wird sein, den im le tzten Jahrzehnt aufgelaufenen  

Nachholbedarf der Saarländer vor allem in der Bil- 

dungs- und in der W irtschaftspolitik wirksam zu ver­

ringern und auszugle ichen. M aßstab für uns is t die im  

G rundgesetz verankerte Zusicherung über die Einheit­

lichkeit der Lebensverhältn isse in allen Teilen der Bun­

desrepublik. Sie is t für die an der Saar arbeitenden  

und wohnenden M enschen ein bisher noch unerfü llter 

W unschtraum . Für die Verw irklichung dieses Zie les  

sieht die saarländische SPD nicht nur die Bundesregie­

rung, sondern vor allem sich selbst in der Verantwor­

tung. Die SPD-Saar weiß, daß der W eg zu diesem  Zie l 

nur über eine konsequente, zie lbewußte W irtschaftspo­

litik führt. Denn eine gesunde W irtschaft is t die G rund ­

lage für den W ohlstand unserer Bevölkerung. Die SPD- 

Saar hat ein sachlich fundiertes Konzept für eine Neue  

W irtschaftspolitik an der Saar, und sie hat die Fachleu­

te , die  fäh ig und bereit sind, den erforderlichen W achs ­

tum skurs zu steuern.

Die SPD-Saar wird darüber hinaus alle Bestrebungen  

unterstützen, um  das M itbestim m ungsrecht auch auf die  

Betriebe auszudehnen. W ir halten das M itbestim m ungs­

recht für ein Erfordernis der M enschenwürde.

In Anbetracht der G röße des gesteckten Zie les, wieder 

den Anschluß an die Entw icklung im übrigen Bundesge­

biet zu erre ichen, is t sich eine von der SPD geführte  

Regierung bewußt, daß neue W ege beschritten werden  

m üssen.

Die Neue W irtschaftspolitik an der Saar m uß von drei 

Ansatzpunkten ausgehen:

-  Nur eine Beseitigung der strukture llen Schwächen der 

Saarindustrie , die zu dem großen W achstum srück­

stand in der Vergangenheit geführt haben, kann auf 

m ittlere Sicht das W achstum spotentia l unseres Lan ­

des wieder zur G eltung bringen und eine aktive  

Sanierung erm öglichen.

-  Untrennbar hiervon is t die  Aufgabe, nach Jahren der 

Abwanderungsverluste das Saarland auch für Zu ­

wanderungen attraktiv zu m achen, dam it der Spie l­

raum  für eine weitere W irtschaftsexpansion gesichert 

wird.

-  Alle Kräfte und M itte l m üssen konzentriert und plan ­

m äßig eingesetzt werden, um die Chancen, die un ­

sere zentra le Lage in der EW G  bietet, nicht verstre i­

chen zu lassen.
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M ehrere G utachten und ein "S trukturprogram m  zur ak ­

tiven Sanierung der Saarw irtschaft" zeigen erfo lgver­

sprechende Entw icklungsm öglichkeiten auf und bieten  

ein um fangreiches wirtschaftspolitisches Instrum entari­

um an. Eine entschlossene Regierung kann und m uß  

je tzt endlich zie lstrebig handeln. Die Privatin itia tive  

alle in re icht nicht aus.

Eine zukunftsträchtige W irtschaftspolitik in unserem  

Lande m uß den Standort Saar so attraktiv gesta lten, 

daß expansive Unternehm en sich hier niederlassen und  

dazu beitragen, die Lücken im Arbeitsp latzangebot zu  

schließen. Daß diese Aufgabe die Kräfte des Saarlan ­

des überste igt, hat die Bundesregierung erkannt, seit 

dort Sozia ldem okraten die W irtschaftspolitik m achen. 

Unter Berufung auf Artike l 72 des G rundgesetzes hat 

sie die Finanzierung der Förderungsm aßnahm en m it 

übernom m en. Vorher m ußte jedoch erst der hinhaltende 

W iderstand der von ein igen Industrie llen beeinflußten  

W irtschaftspolitik der gegenwärtigen Saarregierung 

gebrochen werden. Sie zie lte darauf ab, der standort­

m äßigen Absicherung der saarländischen M ontanindu­

strie absoluten Vorrang vor anderen Hilfsm aßnahm en 

zukom m en zu lassen.

Dem gegenüber strebt die SPD-Saar eine  W irtschaftspo ­

litik nach allen Seiten an, für alle Bürger und nicht aus­

schließ lich für einzelne In teressengruppen. So gehört 

z. B. auch die standortm äßige Absicherung der eisen­

schaffenden Industrie durch einen W asserstraßenan­

schluß zu ihren vordringlichen Forderungen an den  

Bund. Seine  Verw irklichung hat inzw ischen Bundeskanz ­

ler W illy Brandt schriftlich bestätig t. Andererseits hat 

die SPD-Saar m ehrfach ihre Auffassung bekräftig t, daß  

ein derartiger W asserstraßenanschluß zwar eine wich ­

tige G rundlage für die Zukunft der Saar-Industrie dar­

ste llt, als Einzelm aßnahm e aber niem als ausreicht.

Eine sozia ldem okratisch geführte Landesregierung 

wird daher das Hauptgew icht ihrer Neuen W irtschafts­

politik auf die Ansiedlung und den Ausbau von W achs­

tum sindustrien sow ie  auf eine um fassende  Verbesserung  

der In frastruktur des Saarlandes legen.

6



Expansive Industrieansiedlungspolitik - dem Bedarf vorausUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Neue W irtschaftspolitik der SPD-Saar wird sofort 

vom langjährigen Kurs der Saar-CDU abweichen, die  

neue Unternehm en nur insoweit ansiedelte, wie Arbeits­

kräfte in bestehenden Unternehm en fre igesetzt wurden.

Dem gegenüber wird die SPD-Saar bewußt eine Indu ­

strieansiedlungspolitik betre iben, die dem  Arbeitsp latz­

bedarf vorauseilt. Die Neue W irtschaftspolitik is t so  

gle ichzeitig Arbeitsm arktpolitik.

Eine zukunftssichere Arbeitsm arktpolitik m uß darin be ­

stehen, dem Arbeitnehm er ein derart re ichhaltiges An ­

gebot an Arbeitsp lätzen zur Verfügung zu ste llen, daß  

er in beruflicher und sozia ler Hinsicht dieselben Chan ­

cen zur Entfa ltung seiner Fähigkeiten und Neigungen 

bekom m t wie in fortgeschritteneren G ebieten der Bun­

desrepublik. Erst dann werden saarländische Arbeit­

nehm er ihre Existenz nicht m ehr außerhalb unserer 

G renzen suchen m üssen.

Vorübergehende Verknappungserscheinungen auf dem  

Arbeitsm arkt - Folgen einer solchen aktiven Um struktu­

rierungspolitik - befre ien das saarländische Lohn ­

niveau endlich vom Druck drohender Arbeits losigkeit. 

W enn dadurch die Löhne und G ehälter an der Saar 

den Anschluß an das höhere Niveau der Effektiv-Ver- 

dienste im übrigen Bundesgebiet finden, wird das die  

Folge und der Beweis der wiedergewonnenen wirt­

schaftlichen W achstum skraft unseres Landes sein.

Die SPD geht ferner davon aus, daß Vollbeschäftigung 

und hohes Einkom m ensniveau der Arbeitnehm er Vor­

aussetzung für eine geste igerte M assenkaufkraft an  

der Saar sind und davon auch G roß- und Einzelhandel, 

Handwerk, fre ie Berufe und andere Dienstle istungsbe­

re iche in unserem Land profitieren. Eine gute Arbeits­

m arktpolitik is t zugle ich auch eine gute M itte lstands­

politik.
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Industrieansiedlung nach SchwerpunktenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

In ihrer Industrie förderungspolitik wird die SPD-Saar 

grundsätzlich keinen Unterschied zw ischen bereits an ­

sässigen und neuen Betrieben m achen. W ichtig is t für 

uns der Unternehm er, der Arbeitsp lätze schafft.

Eine Konzentration auf bestim m te Förderzie le, die Bil­

dung von Schwerpunkten, wird jedoch unverm eid lich  
sein:

-  Die künftige Ansiedlungspolitik wird sich auf Betrie­

be konzentrieren, die ein überdurchschnittliches  

W achstum erwarten lassen (sog. W achstum sindu ­

strien).

-  M it Vorrang sollen solche Betriebe gefördert werden, 

die ein hohes Lohnniveau sow ie Facharbeitern und  

hochqualifiz ierten Kräften Beschäftigungs- und Auf­

stiegsm öglichkeiten bieten.

-  Die bisherige O rientierung der saarländischen Indu ­

strie auf wachstum sschwache und krisenanfä llige Be­

re iche m uß durch eine Konzentration auf neue, zu ­

kunftsorientierte und wachstum sstarke Schwerpunkte  

ersetzt werden. Die Saarindustrie m uß einen "neuen  

Beruf" bekom m en.

Die SPD-Saar is t außerdem der Auffassung, daß eine  

derartige Schwerpunktförderung - anste lle einer breit­

gestreuten Förderungspolitik - m ehr Erfo lg verspricht, 

um  in den kom m enden Jahren nicht nur die W achstum s­

raten anderer Industriegebiete zu erre ichen, sondern  

auch den Rückstand aufzuholen, den die verfehlte  

Politik der Landesregierungen in den le tzten 10 Jahren 

nicht beseitig t hat.

M it dieser Schwerpunktb ildung is t verbunden:

a) Die Beseitigung der Krisenanfä lligkeit und die M o ­

dernisierung unserer je tz igen Industriestruktur,

b) 1 eine In tensivierung der Berufsausbildung für die  

Schwerpunktbranchen durch spezie lle Ausbildungs­

und Um schulungsprogram m e, so daß sowohl die be ­

rufliche Entfa ltung der Arbeitnehm er verbessert 

wird als auch den Anforderungen der W irtschaft 

besser entsprochen werden kann,

c) eine erle ichterte Schaffung allgem einer und kom pa ­

rativer Standortvorte ile durch Ausrichtung auf we ­

nige Branchen.

Solche Schwerpunktbranchen sind:

- Chem ie und Energie. Auf dem neuen Schwerpunkt- 

Sektor der Chem ie kom m t neben anderen Betrieben  

insbesondere den Saarbergwerken die Rolle eines  

Entw icklungsführers im Um strukturierungsprozeß zu. 

über den Staat als Anteilse igner würde die SPD- 

Saardarauf hinw irken,daß derChem ie- und Energie­

bereich zu einem neuen Schwerpunkt der Saarw irt­

schaft ausgebaut wird. Dam it könnte ein le istungsfä­

higer und zukunftssicherer Industriekom plex entste ­

hen, der als lokaler Zulie ferer und Abnehm er die
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Entw icklungsaussichten auch anderer Branchen an  

der Saar wesentlich verbessern würde.

-  M aschinenbau. Im  Saarland sind durch die gegebene  

Industriestruktur die m etallerzeugenden und -bear­

beitenden Berufe bereits stark verbre itet. Eine  

Schwerpunktförderung des M aschinenbaues könnte  

diese Vorte ile der Berufsstruktur nutzen, aber auch  

die vie lfä ltigen Verbundm öglichkeiten innerhalb des  

schon vorhandenen m etallverarbeitenden Bereichs.

-  Elektrotechnik. Durch in tensive Förderung sollte die  

Elektrotechnik zu einem eigenen W achstum spol ent­

wickelt werden. Dabei is t vor allem auch an For- 

schungs- und Entw icklungsbetriebe gedacht. Deren  

Standortbedingungen m üßten durch Schaffung tech ­

nischer Forschungs- und Entw icklungszweige an der 

Saaruniversitä t verbessert werden.

Die übrigen Investitionen zur Verbesserung der Stand­

ortbedingungen sollten besonders unter diesen G e ­

sichtspunkten gesehen werden (G roßflughafen, Investi­

tionen in den Freizeitwert der Region usw .).

Da die saarländische Strukturschwäche überw iegend 

ein Problem  der ansässigen G roßindustrie is t, bildet die  

großindustrie lle Ansiedlungspolitik einen weiteren  

Schwerpunkt der Neuen W irtschaftspolitik der SPD- 

Saar. Das bedeutet aber nicht, daß kle inere und m itt­

lere Betriebe nicht einen wichtigen Platz in diesem  Kon­

zept hätten. G erade vom Handwerker, aber auch von  

der Zuliefererindustrie , gilt, daß Vollbeschäftigung, ho ­

he Investitionen sow ie starkes und nachhaltiges W irt­

schaftswachstum den kle ineren und m ittleren Betrieben  

erst die Bedingungen für ihre wirtschaftliche Existenz  

und Expansion bieten. Bei der Neuschaffung von Ar­

beitsp lätzen  werden sie gle ichrangig unterstützt. Beson­

ders gefördert werden diese Betriebe durch neue O r­

ganisationsform en der Industrieansiedlung wie Indu­

strieparks, die in anderen Bundesländern bereits erfo lg ­

re ich erprobt wurden.
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Kooperation in den AnsiedlungsbemühungenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Industrieansiedlungspolitik nach Schwerpunkten  

kann wirksam nur durchgeführt werden, wenn sie von  

einer zentra len Stelle aus planm äßig, unbürokratisch­

unkonventionell und m öglichst re ibungslos gelenkt wird. 

In fo lge des begründeten M ißtrauens in die Entschlos­

senheit der alten Regierung, eine aktive Ansiedlungs­

politik zu betre iben, haben G em einden und Landkreise  

in ein igen Fällen zur Selbsth ilfe gegriffen. Sie gründeten  

eigene regionale W irtschaftsförderungsgesellschaften, 

um  wenigstens auf diesem  W ege die dringendsten Ar­

beitsm arkt- und Um strukturierungsproblem e durch An ­

werbung neuer und Förderung ansässiger Unternehm en  

lösen zu können.

Diese In itia tive der G em einden und Kreise is t grund­

sätzlich zu begrüßen.

M ehrere kle inere G esellschaften in Konkurrenz zu den  

Bem ühungen der Regierung sorgen zwar dafür, daß  

die Aktiv itä t in der Industrieansiedlung nicht erlahm t. 

Das darf allerd ings nicht zu einer G efährdung einer 

sinnvollen Raum ordnungskonzeption für das gesam te  

Saarland führen.

Die beste Lösung wäre über eine Zusam m enarbeit der 

regionalen G esellschaften m it einer Dachgesellschaft 

für das ganze Saarland zur Durchsetzung eines G e ­

sam tum strukturierungsprogram m s zu erre ichen. Die  

Vorte ile einer unbürokratischen Arbeitsm ethode dürf­

ten durch eine Zusam m enarbeit m it der Dachgesell­

schaft jedoch nicht geschm älert werden. Zw ischen bei­

den sollte vie lm ehr eine sinnvolle Arbeitste ilung an ­

gestrebt werden.

Dabei könnten der Dachgesellschaft z.B . die gesam te  

W erbung, die Berücksichtigung von Raum ordnungs­

grundsätzen bei der W eiterle itung an regionale G esell­

schaften und die Beschaffung und Verwaltung der 

öffentlichen Finanzierungshilfen anvertraut werden. 

Den regionalen G esellschaften würde dann der gesam ­

te "Full Service" in der Betreuung der Ansiedlungsin ­

teressenten verble iben.
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Mittelstandspolitik — ergänzendes Element der StrukturpolitikUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die SPD sieht in der gesicherten Existenz m öglichst 

vie ler kle iner und m ittlerer Unternehm en eine unerläß­

liche Voraussetzung einer fre ien und sozia len M arkt­

wirtschaft. Leistungsfähige kle ine und m ittlere Unter­

nehm en in Handwerk, Handel und Industrie wird sie  

daher fördern und stärken, dam it sie im W ettbewerb  

m it den G roßunternehm en bestehen können.

Die SPD-Saar hat in ihrem "G ewerbeförderprogram m " 

fo lgende G rundsätze einer Strukturpolitik für kle ine  

und m ittlere Unternehm en aufgeste llt:

1. Verbesserung der Kapita lausstattung zu tragbaren

Bedingungen. (D ie neue Bundesregierung hat zum  

Zwecke der M itte lstandsförderung die hierfür vorge­

sehenen Kredite aus dem ERP-Sonderverm ögen von  

285 auf 342 M io DM aufgestockt.)

2. G ewährung von Strukturanpassungshilfen für die  

Selbständigen.

3. Einbeziehung und Zugang zu allen Förderungsm aß ­

nahm en zur Verbesserung der W irtschaftsstruktur 

unseres Landes.

4. Bessere Betriebsberatung und In form ation über 

wichtige volksw irtschaftliche und betriebsw irtschaft­

liche Daten und über die Entw icklung der M arkt­

chancen.

5. Beseitigung bestehender W ettbewerbsdiskrim in ie­

rung für kle inere Betriebe bei der Vergabe öffent­

licher Aufträge durch Änderung der Vergabepraxis.

6. Stärkere Förderung des gewerblichen Ausbildungs ­

wesens, insbesondere der überbetrieblichen Lehr­

werkstätten, der M eisterausbildung und der Fort­

bildung.



Landwirtschaft kein Stiefkind der VolkswirtschaftUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die SPD-Saar sieht in der heim ischen Landw irtschaft 

einen wertvollen und wichtigen Teil unserer Volksw irt­

schaft. Sie is t bereit, die Landw irtschaft unseres Landes  

in dem schw ierigen Um stellungs- und EW G -Anpas- 

sungsprozeß nach Kräften zu unterstützen. Der Ver­

besserung der Ertragslage wird sie dabei ihr besonde­

rem  Augenm erk zuwenden.

Die landw irtschaftlichen Nebenerwerbsbetriebe sind  

ein wesentlicher Teil der heim ischen Landw irtschaft. Sie  

werden auch in Zukunft wichtige Aufgaben zu erfü llen  

haben. Die SPD is t bereit, Nebenerwerbsbetriebe in  

alle  agrarpolitischen M aßnahm en in gebührender W ei­

se  einzubeziehen und ihre  In teressen zu berücksichtigen. 

Die Steigerung der Leistungsfähigkeit und die Verbes­

serung der Ertragslage unserer landw irtschaftlichen Be­

triebe sollen gem äß dem  "Agrarpolitischen Landespro ­

gram m " erre icht werden durch:

1. Beschleunigtes Aufste llen eines EW G -Anpassungs-  

program m s, das den besonderen Verhältn issen un ­

seres G renzlandes Rechnung trägt (in der Regie­

rungserklärung Dr. Röders von 1965 wurde ein sol­

ches Anpassungsprogram m zwar angekündigt, je ­

doch bis je tzt ohne Ergebnis).

2. Stärkere Förderung aller M aßnahm en zur Verbes­

serung der Agrarstruktur. Neben der äußeren Be­

triebsstruktur is t insbesondere auch die innerbetrieb­

liche Struktur unter Berücksichtigung der Erforder­

nisse der m odernen Agrartechnik zu verbessern.

3. Förderung sinnvoller kooperativer Form en zw ischen ­

betrieblicher Zusam m enarbeit (E rzeugergem ein­

schaften und M aschinenringe) und Beseitigung hem ­

m ender oder entgegenstehender steuerlicher Be­

stim m ungen.

4. Förderung der Althofsanierung. Eine Verbesserung  

der Ertragslage kann in vie len Fällen le ichter über 

eine Althofsanierung als über eine kostspie lige  

Aussiedlung erre icht werden.

5. Verbesserung und Ausbau der Betriebsberatung.

6. Verbesserung des landw irtschaftlichen Ausbildungs ­

wesens. Abschluß über eine landw irtschaftliche Fach­

schule und ständige Ergänzung durch geeignete For­

m en der Erwachsenenbildung.

7. Verbesserung der Schulverhältn isse und des Bil­

dungsangebotes im  ländlichen Raum .

8. Schaffung neuer Arbeitsp lätze und Verbesserung  

der allgem einen W irtschaftsstruktur im ländlichen  

Raum .
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Impulse aus BonnUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Das für 1969 erstm als seit Jahren überdurchschnittlich 

positive Ergebnis für die  saarländische W irtschaft is t im  

wesentlichen zurückzuführen auf die Konjunkturpolitik 

des Bundes seit 1967 und auf die zie lgerichtete Struk­

turpolitik im Bereich der Steinkohle, des gem einsam en 

Strukturprogram m s und der Regionalen Aktionspro ­

gram m e. Alle in 1967, 1968 und 1969 wurde die saarlän­

dische W irtschaft vom Bundeshaushalt m it einem Be­

trag von 951,6 M io DM  gefördert. In den 10 Jahren von  

1957 bis 1966 waren dem  Saarland M itte l aus dem Bun ­

deshaushalt in Höhe von 698,3 M io DM zugeflossen. 

(Das waren im Durchschnitt der Jahre 1957 bis 1966  

rund 70 M io DM , gegenüber 317 M io DM  pro Jahr seit 

1967.) Dieser seit 1967 m ehr als vervierfachte M itte le in­

satz des Bundes im Saarland bew irkte eine Ansied­

lungswelle wachstum sorientierter Unternehm en größten  

Um fanges. Diese Politik wird fortgesetzt.

Alle in in der Zeit zw ischen dem 25. Juli bis zum 21. 

Dezem ber 1969 sind im Rahm en des Aktionsprogram ­

m es Saarland/W estpfa lz im Raum Saarland für die  

Schaffung von 3790 Arbeitsp lätzen öffentliche M itte l 

bereitgeste llt worden. Die Liste der ansiedlungsw illigen  

Unternehm en um faßt 57 neue Bewerber m it einem In ­

vestitionsvolum en von etwa 1,5 M rd DM . Die Zahl der 

geplanten Arbeitsp lätze beträgt rund 20.000.

Das Ergebnis einer gezie lten W achstum s- und Struk­

turpolitik läßt erwarten, daß bei Fortdauer dieser akti­

ven Politik des Bundes die regionalen und strukturpo­

litischen Zie le im Saarland schneller erre icht werden  

können, als in den ursprünglichen gem einsam en Pla ­

nungen von Bund und Land angenom m en.

Zie l des saarländischen regionalen Aktionsprogram m es  

(Saarland-W estpfa lz) is t es, in fünf Jahren 25.000 indu ­

strie lle Arbeitp lätze neu zu schaffen, pro Jahr 5.000. 

Diese Zie lsetzung kann sowohl durch den Ausbau der 

bestehenden und entw icklungsfähigen Industrien er­

re icht werden als auch durch die Schaffung und Ansied ­

lung neuer Industrien.

Dabei m uß der Schwerpunkt auf dem le tzteren Bereich  

liegen. Neben den M aßnahm en zur Schaffung und  

Sicherung industrie ller Arbeitsp lätze sind im  saarländi­

schen regionalen Aktionsprogram m auch die Förde ­

rung des Frem denverkehrs sow ie M aßnahm en der In ­

frastruktur vorgesehen.

Die SPD-Saar wird auch weiterh in dafür sorgen, daß  

das Vertrauen der Saarländer in die W irtschaftspolitik 

der Bundesregierung nicht enttäuscht wird. Die SPD- 

Saar wird m it der Bundesregierung nicht nur von Fall zu  

Fall, sondern nach einem langfristigen Konzept Zusam ­

m enarbeiten.
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Arbeitsplatzsicherung durch BerufsförderungUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die verfehlte W irtschaftspolitik der von der CDU ge ­

führten Regierung hat in den le tzten Jahren die Be­

schäftigungschancen und die wirtschaftliche Existenz 

der saarländischen Erwerbstätigen erheblich gefährdet. 

Die Arbeits losenrate stieg zum ersten M al nach 1959  

auf über 5%  und lag dam it weit über dem  Bundesdurch­

schnitt. Unter den Arbeits losen wurden die älteren Ar­

beitnehm er, deren Eingliederungschancen in den Ar­

beitsprozeß ohnehin gering sind, am stärksten be ­

tro ffen. Die  Zunahm e von Kurzarbeit und Feierschichten 

und die wachsende Zahl von Abwanderungen saarlän­

d ischer Fachkräfte in Bundesländer m it einer besseren  

Beschäftigungsstruktur waren weitere Folgen.

Die von Bundesw irtschaftsm inister Schiller betriebene  

W irtschaftspolitik hat zwar auch an der Saar die Ar­

beits losenzahl inzw ischen auf ein M inim um reduziert. 

Die notwendigen flankierenden M aßnahm en der saar­

ländischen Regierung zur Sicherung und Förderung der 

Arbeitsp lätze sind jedoch über Anfänge nicht hinaus­

gekom m en.

Eine von der SPD  geführte  Landesregierung wird unver­

züglich In itia tiven entfa lten, die die G esellschafts- und  

Sozia lpolitik in unserem  Raum  verzahnen. Sie  wird  dafür 

sorgen, daß durch die tie fgre ifenden strukture llen Ver­

änderungen im  Saarland nicht Arbeits losigkeit entsteht, 

sondern die Arbeitnehm er rechtzeitig einen neuen und  

sicheren Arbeitsp latz erhalten und vor sozia lem Ab ­

stieg bewahrt werden. Zu einer solchen Politik gehören:

-  eine vorausschauende  Arbeitsm arktpolitik in unserem

Raum zur Sicherung der Beschäftigungschancen der 

saarländischen Erwerbstätigen;

-  eine an der zukünftigen Beschäftigungsstruktur aus­

gerichtete Ausbildungs- und Fortb ildungspolitik;

-  eine die sozia len Notstände abwendende Sozia lpo ­

litik.
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Berufsberatung und ArbeitnehmerbetreuungUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Eine vorausschauende Arbeitsm arktpolitik verlangt die  

ständige Analyse des Arbeitsm arktes und eine sich dar­

aufstützende Berufsberatung. Eine solche Politik is t 

bisher versäum i worden. Eine von der SPD-Saar getra ­

gene Landesregierung wird wissenschaftlich begründe­

te kurz- und m itte lfristige Arbeitsm arktprognosen für 

unseren Raum  erste llen und sie fortwährend überprüfen 

lassen und dam it die notwendigen In form ationen lie ­

fern. Sie wird dafür sorgen, daß diese In form ationen  

der Ö ffentlichkeit bekannt gegeben werden, und so  

dazu beitragen, daß breite Bevölkerungsschichten un ­

serer Heim at bessere berufliche Auswahl- und Entschei­

dungsm öglichkeiten haben.

Dam it die Beschäftigungschancen für alle Arbeitnehm er 

in gle icher W eise gewahrt ble iben, werden wir uns 

auch der sozia l gefährdeten und benachte ilig ten Ar­

beitnehm ergruppen annehm en. Dazu gehören die älte­

ren Arbeitnehm er, die m inderle istungsfähigen Jugend ­

lichen und die erwerbsw illigen Frauen.

Für die  älteren  Arbeitnehm er is t eine besondere  Arbeits­

beratung und eine altersgerechte Ausstattung ihrer Ar­

beitsp lätze unentbehrlich. Dahingehende In itia tiven 

wird die SPD-Saar ebenso unterstützen wie die Einrich­

tung besonderer W erkstätten für erwerbsgem inderte 

ältere Arbeitnehm er und ältere Arbeits lose. Für die  

m inderle istungsfähigen Jugendlichen sollen beschützen­

de W erkstätten schneller ausgebaut und durch weitere  

ergänzt werden. Ebenso sind besondere Förderungs­

lehrgänge zur Berufsvorbereitung dieser Jugendlichen  

im erforderlichen Um fang einzurichten.
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Sinnvolle Raumordnung sichert unsere ZukunftUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Sozia ldem okratische Landesplanungs- und Raum ord­

nungspolitik dient den M enschen. Sie bezweckt, deren  

Bedürfn issen entsprechend die natürlichen und indu ­

strie llen Um weltbedingungen so zu gesta lten, daß sich  

der Einzelne wie die Fam ilie fre i entfa lten können.

Raum ordnungspolitik hat - nach unserer Auffassung -  

die Voraussetzungen zu schaffen für fam iliengerechte  

W ohnungen in m enschenwürdiger Um gebung, für gute  

Verkehrsverbindungen zw ischen  W ohnung und Arbeits ­

platz, für ein ausreichendes Angebot an Arbeitsp lätzen 

sow ie an Bildungs-, Versorgungs- und Erho'uraseii - 
richtungen.

Die Konzeption der innersaarländischen Raum ordnung  

is t außerdem  entscheidend für die aktive  Sanierung der 

Saarw irtschaft in den nächsten Jahren. Raum ord- 

nungspolitik im Saarland m uß darüberhinaus in m ög­

lichst enger Kooperation m it Rhein land-P fa lz, Lothrin­

gen und Luxem burg betrieben werden.

Schwerpunkte sozia ldem okratischer Raum ordnungspo­

litik im  Saarland sind:

1. Verstärkte M ith ilfe bei der Aufste llung von Flächen­

nutzungsplänen zur Ausweisung von W ohn- und In ­

dustrie flächen in den G em einden durch klare For­

m ulierung der Zie le von Landesplanung und Raum ­

ordnung.

2. Verbesserung des Nahverkehrsangebotes durch  eine  

verstärkte Zusam m enarbeit der Nahverkehrsträger.

3. Festlegung eines Netzes von M itte lpunktgem einden 

entprechend ihrer Zentra litä tsstufe. In einer für ihre  

Bewohner zum utbaren Entfernung sollen G em ein­

den m it zentra lörtlicher Bedeutung einschließ lich der 

zugehörigen Bildungs-, Kultur- und Verwaltungsein­

richtungen gefördert werden.

4. Konzentration und Förderung von Versorgungsein­

richtungen einschließ lich der Abfallbeseitigung.

5. G ezie lte strukture lle Förderung des industrie llen 

Verdichtungsraum es (Saarlouis, Dillingen, Saarbrük- 

ken, Neunkirchen, Hom burg) durch Ansiedlung kapi­

ta l- und wachstum sintensiver Industrien.

6. Sinnvolle Förderung der industrie llen Randgebiete 

und des nördlichen Saarlandes durch schwerpunkt­

m äßige Ansiedlung hochentw ickelter M itte lindu­

strien.

7. Die anzustrebenden verstärkten überregionalen

Kontakte in allen Fragen einer gem einsam en Raum ­

ordnung im Saar-Lor-Lux-D reieck erfordern die Er­

richtung einer ständigen Kom m ission.

8. Schaffung eines oder m ehrerer Industrieparks.

9. Strenge Koordin ierung der Bildungs- und Struktur­

planung.
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Städtebau und WohnungswesenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

10. Fortschrittliche Verkehrsplanung für Straße, Schie­

ne, Luft und W asser aufgrund eines G eneralver­

kehrsplanes.

11. Erste llung eines regionalen und überregionalen

Naherholungsplanes, da sich Verdichtungsräum e  

und Erholungsgebiete gegenseitig als funktionale  

Ergänzungsgebiete benötigen.

Eine von der SPD-Saar getragene neue Landesregie­

rung wird diesem raum ordnerischen Konzept fo lgen, 

einen Landesentwicklungsplan Saar aufste ilen und ste­

tig fortschre iben.

M it der Verabschiedung des Städtebauförderungsge­

setzes, die für dieses Jahr erwartet wird, werden auch  

für die Städte und G em einden des Saarlandes neue  

M öglichkeiten geschaffen, um an die aufgeschobenen  

Sanierungsaufgaben heranzugehen. Zur Bewältigung 

der dam it verbundenen großen finanzie llen Belastun­

gen wird eine von der SPD  getragene Landesregierung 

in enger Zusam m enarbeit m it den G em einden entspre ­

chende Pläne aufste llen. Im  Zuge der kom m unalen Sa ­

nierungsaufgaben setzt sich die SPD-Saar für einen ge ­

rechten Ausgle ich zw ischen den privaten Eigentüm ern  

an G rund und Boden und den Bedürfn issen der Ö ffent­

lichkeit ein.

Zur Verbesserung des sozia len W ohnungsbaus hat die  

SPD-Saar bestim m te Vorste llungen. Die W ohnungs­

bauförderung durch die gegenwärtige Landesregie­

rung is t die geringste in der Bundesrepublik. Auch hier 

tun Verbesserungen not. Bei der Städtebauplanung  

m uß - nach Auffassung der SPD-Saar - berücksichtig t 

werden, daß genügend W ohnungen auch in den M it­

te lpunkten der Städte und G em einden errichtet wer­

den, um deren Entvölkerung zu verhindern.
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Industrieflächenangebot auf den Bedarf abstimmenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Von der Konzeption der innersaarländischen Raum ord­

nung hängt die aktive Sanierung der Saar-W irtschaft 

in den nächsten Jahren ab. G ute Ansatzpunkte  für eine  

wachstum sorientierte Industria lis ierung sind nach Auf­

fassung der SPD-Saar im Verdichtungsraum vorhan­

den.

M aßnahm en zur Verbesserung der In frastruktur im  Ver- 

dichtungsraum (Saarlouis - Dillingen - Saarbrücken -  

Neunkirchen - Hom burg) sind volksw irtschaftlich be ­

sonders wirkungsvoll, weil der Auslastungsgrad höher 

is t als in den übrigen G ebieten. Die Förderung des  

ländlichen Raum es is t jedoch weiter fortzuführen und  

dabei auf Schwerpunkte im Raum (S t. W endel, W a ­

dern - Losheim , Lebach  - Eppelborn  - Schm elz, M erzig, 

O berm osel und unteres Bliesta l) zu konzentrieren.

Entsprechend dieser Konzeption für die innersaarlän­

dische Raum ordnung sollten etwa 4/5 der erforder­

lichen neuen Industriearbeitsp lätze im Verdichtungs­

raum und 1/5 in den ländlichen Schwerpunkträum en 

geschaffen werden. Von den 900 bis 1200 ha benötig­

ten Industrie flächen m üßten som it 700 bis 900 ha im  

Verdichtungsgebiet bereitgeste llt werden. Nur 600 ha  

der bisher von der Landesregierung vorgesehenen Flä ­

chen liegen in diesem G ebiet.

Für die gesteckten Industria lis ierungszie le re icht dieses  

Flächenangebot im Verdichtungsraum nicht aus. In den  

ländlichen Räum en des Saarlandes dagegen dürfte das  

Angebot von etwa 300 ha dem  Bedarf entsprechen, 

über das bisher erm itte lte Flächenangebot hinaus wird  

sich die SPD deshalb dafür einsetzen, daß weitere po ­

tentie lle Industrie flächen für die Zwecke der Industrie­

ansiedlung bereitgeste llt werden. Insbesondere gilt es, 

größere zusam m enhängende Areale zu finden.

Das is t, wie eine eingehende Überprüfung zeigt, m ög­

lich. Erforderlich is t allerd ings auch, daß Schw ierig­

keiten, die von forstw irtschaftlichen Belangen, Zer­

schneidung durch G em eindegrenzen, hohen Preisvor­

ste llungen der staatlichen Eigentüm er und te ilweise er­

heblichen Erdbewegungen verursacht werden, im Rah­

m en des angestrebten G esam tzie les gesehen und be ­

seitig t werden.

Für den gesam ten Kom plex des Industrie flächenange ­

botes wird die SPD-Saar den G edanken einer Boden­

bank, die diese G elände aufzukaufen, zu verwalten 

und preisgünstig Ansiedlungsinteressenten zur Verfü ­

gung zu ste llen hat, eingehend prüfen. Außerdem wür­

den nicht zuletzt die Saarbergwerke gedrängt, eine  

entgegenkom m endere G rundstückspolitik  zu betre iben, 

wodurch etwa 100 bis 200 ha zusätzlich nutzbar ge ­

m acht werden könnten. Das Land selbst m uß zum Er­

werb von Industriegelände großzügig eigene Boden­

flächen zum Tausch und günstigen Verkauf bereitste l­

len.
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Moderner Verkehr lebenswichtig Fernstraßen und AutobahnenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

M oderne Verkehrswege sind eine wichtige Vorausset­

zung für die Schaffung einer m odernen W irtschaft und  

die M obilitä t der Bevölkerung. Für die Zukunft des  

Saarlandes im Zentrum des EW G -Raum es sind m o ­

derne Verkehrsverbindungen nach Norden, Süden, 

O sten und W esten, eine m oderne Verkehrs-Infrastruk­

tur, lebensw ichtig .

Unternehm en in teressieren sich bei ihrer Standortwahl 

nur dann für das Saarland, wenn sich ihnen neben  

finanzie llen Anreizen (durch Aktionsprogram m e Bun­

desw irtschaftsm inister Schillers schon für fünf Jahre ge ­

währle istet) der Standort auch durch günstige und m o ­

derne Verkehrsverbindungen em pfiehlt.

Der Entw icklung der Verkehrs-Infrastruktur im Saar­

land kom m t daher - nach Auffassung der SPD-Saar -  

wesentliche Bedeutung zu. Ein Generalverkehrsplan 

wird eine m oderne und ausgewogene Entw icklung des  

Verkehrs im  Saarland auf Straße und Schiene, auf dem  

W asser und in der Luft gewährle isten.

Dem Saarland feh len le istungsstarke Straßenverbin ­

dungen zu den übrigen Ballungsgebieten Europas. Nur 

die  Autobahn Saarbrücken-M annheim  (A  20) entspricht 

hier m odernen Erfordernissen. Daher m uß auch der 

Ausbau der schon in der Planung festliegenden Auto ­

bahn 171 (b isher Bundesstraße 327), die das Saarland  

durch den Anschluß an die Autobahnen 76 und 74 m it 

dem Industriegebiet an Rhein und Ruhr verbindet, so­

wie der Bundesstraße 406 zw ischen Völklingen und Dil- 

lingen und der Autobahn 170 zw ischen Dillingen und  

der luxem burgischen G renze so beschleunigt werden, 

daß sie bald voll in Betrieb genom m en werden kön ­

nen. Hohe Prioritä t m uß auch der Bau des Teilstückes 

Neunkirchen-D illingen der A 170 (b isher Bundesstraße  

10) genießen. Die SPD-Saar verweist hierbei darauf, 

daß es ihrer In itia tive zu verdanken is t, daß die früher 

zum  Teil als zweispurige Bundesstraßen geplanten Ver­

bindungen je tzt als Autobahnen gebaut werden. Die  

SPD-Saar ste llt außerdem m it G enugtuung fest, daß  

der sozia ldem okratische Bundesverkehrsm inister die  

M itte l für den Straßenbau im Saarland erheblich ver­

stärkt hat.
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Versäumnisse im Landstraßenbau aufholenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Dringlichkeit des Fernstraßenbaues im  Saarland is t 

von Bundesverkehrsm inister Leber voll anerkannt und  

- in Zahlen ausgedrückt - auch honoriert worden. Die  

Dringlichkeit des Ausbaues unserer Landstraßen 1. und  

2. O rdnung dagegen ble ibt - nach Ansicht der SPD- 

Saar - nach wie vor einer der wichtigsten Punkte auf 

der Tagesordnung der Landespolitik. W as nützen die  

besten Fernstraßen, wenn das übrige Straßennetz nicht 

den Verkehrsbedingungen von heute und m orgen ent­

spricht.

M it welcher grenzenlosen Sorglosigkeit die bisherige  

Regierung des Saarlandes auf diesem G ebiet gearbei­

te t hat, zeigt sich besonders darin, daß sie erst 1967  

einen langfristigen Plan zum Bau von Landstraßen 1. 

und 2. O rdnung aufgeste llt hat. Schon im ersten Vier­

jahresplan der Saar-Regierung war aber klar zu erken ­

nen, daß die eingesetzten Haushaltsm itte l nicht aus­

re ichten. Schlim m er noch, die vorgesehenen M itte l wur­

den zudem noch gekürzt. Zum Beispie l: 1967 wurden  

die ohnehin spärlichen M itte l von 9,95 M io DM  um  2,5  

M io  DM  auf 7,45  M io DM  gekürzt. Ein Jahr später, 1968, 

wurden die M itte l von 11,57 M io DM um 3,7 M io DM  

auf 7,87 M io DM  gekürzt. In zwei Jahren wurden also  

die M itte l um  weit über die Hälfte einer norm alen Jah ­

resrate gekürzt! Und nur 25%  dieser Straßen sind bis 

je tzt frostsicher ausgebaut. Jahr für Jahr m üssen M il­

lionen alle in zur Beseitigung der Schäden ausgegeben  

werden.

Um den Erfordernissen des ständig ste igenden Ver­

kehrs auf den Landstraßen 1. und 2. O rdnung gerecht 

zu werden, fordert die SPD-Saar, daß die M itte l in  

den kom m enden Haushalten m indestens verdoppelt 

werden.

Bei einem geschätzten Finanzbedarf von 500 M io DM  

zum Neubau, Ausbau von fre ien Strecken, Ausbau von  

O rtsdurchfahrten, Rad- und  Fußwegen sow ie  Kreuzungs­

baum aßnahm en m it einer Länge von rund 1.400 km  

m üssen in fünf Vierjahresplänen pro Jahr außer den  

Unterhaltungskosten m indestens 20 - 22 M io DM auf­

gebracht werden.

Das Saarland kann nicht darauf ausruhen, daß der 

Bund seine Fernstraßen künftig schneller baut. G rößere  

Leistungen beim  Ausbau unserer Land- und G em einde­

straßen sind nach Ansicht der SPD-Saar erforderlich, 

um die notwendigen verkehrsgerechten Q uerverbin ­

dungen zu dem  Fernstraßen herzuste llen.
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Wasserstraßen EisenbahnenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die SPD-Saar hat schon frühzeitig den Anschluß des  

Saarlandes an das in ternationale W asserstraßennetz 

gefordert. M it dem  Beschluß der Bundesregierung vom  

11. Februar 1969, wonach das Saarland einen W asser­

straßenanschluß erhalten soll, und dem ersten Spaten­

stich zum Saardurchstich am 3. Septem ber 1969 durch  

Bundesverkehrsm inister Leber wurde ein Anfang ge ­

m acht. Die SPD-Saar setzt sich für den Bau eines Saar- 

Pfalz-Rhein-Kanals als die optim ale Lösung eines  

W asserstraßenanschlusses für das Saarland ein. Die  

SPD-Saar wird sich ferner bem ühen, die Kanalis ierung 

der Saar von Saarbrücken bis in den W irtschaftsraum  

M erzig-M ettlach weiterzuführen.

Die Saarw irtschaft stützt sich sowohl im innersaarlän­

dischen als auch im Verkehr m it anderen W irtschafts­

räum en stark auf die Eisenbahn. Etwa 13%  des gesam ­

ten G üterverkehrs der Deutschen Bundesbahn werden  

gegenwärtig im Bereich der Bundesbahndirektion Saar­

brücken verfrachtet, obwohl deren Schienennetz nur 

4,7%  des gesam ten Netzes beträgt. Trotz dieser "Bahn ­

orientierung" entsprechen die Bahnverbindungen des  

Saarlandes gegenwärtig nur zum  Teil den  Vorste llungen 

einer verkehrsgünstigen Lage. Die SPD-Saar setzt sich  

dafür ein, daß m öglichst bald eine direkte Bahnstrecke  

nach Luxem burg gebaut wird, die das Saarland m it 

Brüssel und den belg ischen und niederländischen See­

häfen verbinden würde. Es geht dabei insbesondere  

um die Lücke zw ischen dem  saarländischen und luxem ­

burgischen Eisenbahnnetz. Die Bahnstrecken über Trier 

nach Koblenz bzw . Köln sind wegen der topographi­

schen Bedingungen keine idealen Verbindungen. Hier 

m uß nach Verbesserungsm öglichkeiten gesucht werden. 

Außerdem  m üssen im  Saarland dringend die m odernen  

technischen und organisatorischen Einrichtungen und  

Verfahren, wie im Eisenbahn-G üterverkehr der Contai­

ner- und Huckepackverkehr, weiter ausgebaut bzw . ein ­

geführt werden. Entsprechend dem Bedarf der verla ­

denden W irtschaft sind in industrie llen Schwerpunkten  

Container-Bahnhöfe zu errichten. Neue  Industriegebiete 

sollen G leisanschluß erhalten.
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Personenverkehr FlugverkehrUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Besondere Bedeutung kom m t der Verbesserung des  

Personennahverkehrs zu. G ute und angenehm e Ver­

kehrsverbindungen zw ischen W ohnung und Arbeits­

platz dienen dem arbeitenden M enschen. Außerdem  

bestim m t die Leistungsfähigkeit des Nahverkehrssy­

stem s die Standortattraktiv itä t des Saarlandes wesent­

lich m it.

Daher fordert die SPD-Saar: Alle Nahverkehrsunter­

nehm en m üssen in einer Verbundgesellschaft zusam ­

m engefaßt werden. Diese Verbundgesellschaft hätte  

dann den gesam ten öffentlichen Personenverkehr so zu  

planen und zu gesta lten, daß die Verkehrsbedienung  

in der zweckm äßigsten und wirtschaftlichsten W eise  

sichergeste llt, der Straßenverkehr entlastet, der Schie­

nenverkehr gestärkt und der Übergang zw ischen den  

Verkehrsm itte ln erle ichtert wird.

Die Zuwachsraten im Luftverkehr, die in den le tzten  

Jahren von keinem  Verkehrsm itte l erre icht wurden, be ­

weisen seine große Bedeutung im m odernen Verkehrs ­

wesen. Das gilt sowohl für den Personen- wie für den  

Luftfrachtverkehr. Zw ischen 1957/58 und 1966/67 hat 

sich das Luftfrachtaufkom m en im  Bundesgebiet verfünf­

facht. Leistungsfähige Flugverbindungen spie len bei 

den Standortüberlegungen ansiedlungsw illiger Unter­

nehm en zunehm end eine Rolle. Nach Ansicht der SPD- 

Saar m uß dem Rechnung getragen werden.

Als M itte l- und Kurzstreckenflughafen eignet sich der 

Flughafen Saarbrücken-Ensheim besonders gut. M it 

dem Bau eines neuen Flughafengebäudes und dem  

Ausbau der Flugsicherung werden je tzt wesentliche  

Voraussetzungen  für einen besseren Anschluß  des Saar­

landes an den Luftverkehr geschaffen. Der Bau eines  

gem einsam en überregionalen Flughafens für das Saar­

land, Lothringen und Luxem burg m uß geprüft werden.
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Neben dem Ausbau des Straßennetzes und der da ­

durch zu erre ichenden größeren Sicherheit und Flüssig­

keit des Kraftfahrzeugverkehrs sind alle M öglichkeiten  

zu nutzen, die den einzelnen Verkehrste ilnehm ergrup­

pen die notwendigen Schutzm aßnahm en im m odernen  

Straßenverkehr bieten.

Ein weiteres Anste igen der Verkehrsunfa llz iffern m uß  

m it allen zu G ebote stehenden M itte ln verm ieden wer­

den. Dazu zählen:

In tensivierung der Jugendverkehrserziehung, eine den  

heutigen Erfordernissen gerecht werdende Entm ischung  

des Verkehrs und die  verstärkte behördliche Förderung  

der für die Verkehrssicherheit tä tigen O rganisationen.

Die raum ordnungspolitische Konzeption der SPD-Saar 

richtet sich aus an den langfristigen Entw icklungsm ög­

lichkeiten nicht nur an der Saar, sondern auch in dem  

grenznahen lo thringischen Kohlengebiet und dem M o ­

se lta l von Thionville bis Nancy, aber auch der W est­

pfa lz und Luxem burgs. Keine dieser Regionen hat für 

sich alle in genug Substanz, gem essen an der Bevölke- 

rungsm assierung und dem Arbeitskräftepotentia l, um  

zw ischen den Schwerpunkten der Rheinachse einerseits 

und den Industriezonen von Paris, Lyon, Südbelg ien an ­

dererseits ein selbständiges W irtschaftszentrum zu bil­

den. Zusam m en, d.h. bei Nutzung der Vorte ile eines  

stärkeren in ternen Verbundes, haben die Saar, Loth ­

ringen und die W estpfa lz diese Chance. Erst wenn es 

gelingt, die gesam te Region "Saar-Lor-Lux" zu einem  

neuen W achstum skern zu m achen, hat die Saar gün ­

stige Zukunftsaussichten. Die SPD-Saar wird daher ihre  

schon vorhandenen G esprächsansätze vor allem m it 

lo thringischen, aber auch m it Luxem burger Politikern 

fortsetzen und in tensivieren, um den gem einsam en In ­

teressen durch eine koordin ierte Raum ordnung Rech­

nung zu tragen.

Der frühere Bundesaußenm inister, W illy Brandt, hatte  

diese Problem atik schon in die halb jährlichen deutsch­

französischen Konsultationen aufgenom m en, und der 

je tz ige Bundeskanzler Brandt betraute den Bundestags­

vizepräsidenten Carlo Schm id sofort nach der Regie-
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Freizeitwert - ein neues SchlagwortUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

rungsbildung m it der Funktion eines Koordinators für 

die deutsch-französischen G espräche und insbesondere  

m it der Verhandlung über die Problem e an der lo th ­

ring isch-saarländischen G renze. Die SPD-Saar wird auf 

eine In tensivierung dieser G espräche drängen. Von  

besonderer Bedeutung is t dabei für beide Seiten eine  

Einigung auf die Förderung der O st-W est-Verkehrs- 

und Industrieachse, die von Stuttgart-Rhein-M aingebiet 

- Kaiserslautern - Hom burg/Zweibrücken-Saarbrücken- 

St. Avoid - M etz nach Paris verläuft.

Um fangreiche Untersuchungen  überdie genaue  Führung  

eines Saar-P fa lz-Rhein-Kanals und seine Fortführung  

auf französischem  G ebiet in das Pariser Becken sind auf 

deutscher und französischer Seite je tzt endlich voll in  

G ang gekom m en.

Die Erholung des arbeitenden M enschen in seiner Frei­

zeit is t nicht nur eine gesellschaftspolitische Aufgabe, 

sondern m uß auch in dem um fassenden Zusam m en ­

hang einer m odernen Raum ordnungspolitik gesehen  

werden, die hierfür die Voraussetzungen zu schaffen  

hat. Der „Fre izeitwert" eines bestim m ten G ebietes 

spie lt außerdem eine Rolle für die Standortbestim ­

m ung ansiedlungsw illiger Unternehm en, die den Zuzug  

von Arbeitskräften erwarten. Das gilt insbesondere für 

das Saarland, dem zu Unrecht der Ruf vorausgeht, als  

Standort der G ruben- und Hüttenindustrie in dieser Be­

ziehung wenig attraktiv zu sein.

Für eine von der SPD-Saar getragene Regierung is t dies  

kein neues Schlagwort; sie wird vie lm ehr zie lstrebig  

durch eine überzeugende Im age-P flege und durch In ­

vestitionen in den Freizeitwert des Saarlandes dieses  

Bild zu korrig ieren wissen. Sie wird die bisher noch  

feh lenden Untersuchungen sofort erste llen lassen über

-  Um fang und Art der Ansprüche der Bevölkerung an  

die Ausstattung der Erholungsgebiete, den Flächen­

bedarf und die verkehrsm äßige Erschließung,

-  Kosten und Nutzen m öglicher Erholungseinrichtungen 

und -flächen,

-  geeignete Träger für Planung, Durchführung und  

Finanzierung der einzelnen Projekte.
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Ausgehend von der Erkenntn is, daß vor allem  die land ­

end forstw irtschaftlichen G ebiete um die Verdichtungs­

zentren Saarbrücken, Saarlouis, Völklingen, St. Ing ­

bert, Neunkirchen und Hom burg stärker als bisher be ­

wußt geplant und gesta ltet werden können, wird sie  

u. a. fo lgende Projektgebiete selbst fördern bzw . in  

den Katalog der Förderung durch das „Aktionspro ­

gram m  Saarland-W estpfa lz" der Bundesregierung auf­

nehm en lassen:

- Naherholungskette vom Bistta l im Süden des Saar­

landes bis zum Niedta l bei Siersburg.

-  Die Ansätze zu einem  Frem denverkehrszentrum  und, 

vor allem , W ochenenderholungsgebiet im Schwarz­

wälder Hochwald könnten erweitert und ausgebaut 

werden. Zusätzliche Attraktionen könnten hier durch  

größere W asserflächen geschaffen werden, an de ­

ren Finanzierung die Bundesregierung ihre Beteili­

gung ebenfa lls im  Aktionsprogram m  Saarland-W est­

pfa lz schon zugesagt hat: Stausee Bosen, Stausee  

Losheim und Nahestau O berthal-Neunkirchen.

-  Im O sten sollten die Ansätze für Naherholungszen­

tren in Niederwürzbach, Jägersburg und Kirkel ge ­

fördert werden. Ebenso sollte untersucht werden, ob  

dafür zw ischen Hom burg und Zweibrücken die  topo ­

graphischen und wasserw irtschaftlichen Vorausset­

zungen gegeben sind.
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Bildung, Ausbildung und WissenschaftUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Bildung, Ausbildung und W issenschaft sind Kernfragen  

unserer Zeit. Sie entscheiden über das Schicksal unse­

rer Jugend, aber auch jedes Erwachsenen. Eine gut aus­

gebildete Jugend sichert die Leistungs- und Konkur­

renzfähigkeit der W irtschaft in G egenwart und Zu ­

kunft und gewährle istet auch die sozia le Sicherheit der 

heutigen m ittleren und älteren G eneration. Bildung  

bringt nicht nur bessere Chancen für die Jugend, son ­

dern zugle ich größere wirtschaftliche, sozia le und poli­

tische Sicherheit für alle . Bildung is t nicht Luxus, son ­

dern G rundvoraussetzung für die Existenzfähigkeit des  

Einzelnen und unserer G esellschaft. Bildung is t G rund­

pflicht und G rundrecht jedes M enschen in unserer und  

für unsere G esellschaft.

Bildung is t im m er zugle ich auch Ausbildung, so wie  

diese ohne Bildung für uns nicht denkbar is t. Sozia l­

dem okratische Bildungspolitik fo lgt nicht einseitig den  

G rundsätzen der Leistungsm axim ierung oder M en­

schenform ung, der Effektiv itä t oder Dem okratis ierung, 

sondern sie sieht dies alles als notwendige Bestandte ile  

eines G anzen an.

„B ildung und Ausbildung, W issenschaft und Forschung  

stehen an der Spitze der Reform en": Diese Äußerung  

des Bundeskanzlers W illy Brandt in seiner Regierungs­

erklärung vom  28. O ktober 1969 gilt auch und insbe ­

sondere  für das Saarland, ebenso  wie die nachfo lgende  

Festste llung: „Schwere Störungen des gesam ten Bil­

dungssystem s ergeben sich daraus, daß es bisher nicht 

gelungen is t, die vier Hauptbereiche unseres Bildungs­

wesens - Schule, Hochschule, Berufsausbildung und Er­

wachsenenbildung - nach einer durchsichtigen und  

rationalen Konzeption zu koordin ieren. Solange aber 

ein G esam tplan feh lt, is t es nicht m öglich, M enschen  

und M itte l so einzusetzen, daß ein optim aler Effekt er­

zie lt wird." M it anderen W orten: Jede Teilreform in  

unserem Bildungswesen m uß unter der Perspektive der 

G esam tkonzeption erfo lgen.
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Bildungspolitik im Saarland

Ziele und Zeitplan

Organisation und AufgabenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 

des Bildungswesens

Erstes und oberstes Zie l der Bildungspolitik der SPD is t 

es, die Freiheit und G leichheit der M enschen durch eine  

dem okratische Erneuerung aller Lebensverhältn isse zu  

verw irklichen. M itbestim m ung und Selbstbestim m ung 

der M enschen m üssen auch im Bildungswesen an die  

Stelle überkom m ener Verhältn isse der Frem dbestim ­

m ung tre ten.

Die Dem okratis ierung von Bildung und G esellschaft 

hat ihr Zie l in dem  Abbau aller unkontro llierten, dem o ­

kratisch nicht leg itim ierten M acht. Das geschieht durch  

planvolles, schrittweises Vorgehen, für das im fo lgen ­

den m itte lfristige Zie lvorste llungen (b is 1980) vorgelegt 

werden. In einem gesondert erscheinenden „B ildungs­

politischen G rundsatzprogram m der SPD-Saar" wer­

den sie ausführlicher und konkreter dargeste llt.

Das Bildungswesen is t als G anzes zu sehen und einfach 

und flexibel neu zu organisieren. G esam tschule (e in­

schließ lich Vorschule und G rundschule), G esam thoch­

schule und Volkshochschule sind als Einheit nach den ­

selben Prinzip ien zu gesta lten.

Die Vorschule (vom vollendeten 4. Lebensjahr an, auf 

W unsch der Eltern auch früher) überw indet die Un ­

gle ichheit der Bildungschancen durch rechtzeitige ind i­

viduelle Förderung aller Kinder, insbesondere auch  

durch die rechtzeitige sonderpädagogische Betreuung  

behinderter Kinder. Der Übergang in die G rundschule  

is t bei entsprechenden Fähigkeiten und Leistungen  

jederzeit m öglich.

Die Grundschule (in der Regel vom  vollendeten 5. Le­

bensjahr an) setzt die ind ividuelle Förderung fort und  

eröffnet allen Kindern M öglichkeiten der besonderen  

Entw icklung ihrer Fähigkeiten und der aktiven Ausein ­

andersetzung m it der Alltagswelt. Dabei wird zuneh­

m end die G elegenheit zur Selbstentscheidung für sach ­

m otivierte Aufgaben gegeben.

Der Ausbildungsplan für G rundschullehrer m uß kurz ­

fristig um die Problem stellungen der Vorschule er­

weitert werden. Kindgem äße Form en des Lernens und  

ihre Anwendung in der aktiven Auseinandersetzung 

dieser Kindergruppen m it ihren eigenen Problem en  

m uß der G rundschullehrer beherrschen, wenn er auch  

an den Vorschulen tä tig sein soll.
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Ein schulpsychologisch-m edizin ischer Beratungsdienst 

m uß Eltern, Kinder und Lehrer in den altersspezifischen 

Fragen beraten.

Da die Vorschulen nur schrittweise eingeführt werden  

können, sollen sie in strukture ll besonders benachte ilig­

ten G ebieten zuerst eingeführt werden.

Die Gesamtschule (Sekundarschulbereich) in tegriert die  

bisherigen klassenspezifischen Schultypen (Haupt­

schule, Realschule, G ym nasium , berufsbildendes Schul­

wesen) zu einer neuen, einheitlichen Schule. Sie bietet 

allen Jugendlichen ind ividuelle M öglichkeiten der selb ­

ständigen Entw icklung ihres gesellschaftlichen und poli­

tischen Bewußtseins, der Berufsorientierung und der 

Berufsbildung. Die Einbeziehung der Berufs- und Ar­

beitswelt in die G esam tschule m acht einen grundlegen ­

den Bereich unserer G esellschaft zur gem einsam en Er­

fahrung aller und erle ichtert die W ahl Studien- oder 

berufsbezogener Bildungswege. M it dem vollendeten  

17. Lebensjahr sollte ein erster Berufsabschluß erzie lt 

oder der Zugang zur G esam thochschule eröffnet sein. 

Das Lehrerstudium m uß kurzfristig auf den Übergang  

zur G esam tschule um geste llt werden. Die In tegration 

der bisherigen Schultypen kann nur schrittweise erfo l­

gen. Beim Bau neuer Schulen m uß  diese Konzeption m it 

der Errichtung großer Schulzentren Berücksichtigung  

finden.

Die Einführung von ein- bis zweijährigen Berufsorien­

tierungsphasen hat m it der Einrichtung von Berufsprak­

tiken in Industrie , Handwerk und Handel Hand in Hand  

zu gehen.

(Kurzfristig zu tre ffende M aßnahm en: Reform des Leh­

rerstudium s, Errichtung großer Schulzentren, schritt­

weise In tegration der gegenwärtigen Schulform en, Ein­

richtung von Schulpraktiken in Industrie und Handwerk  

und einer ein- bis zweijährigen Berufsorientierungs­

phase.)

Die Gesamthochschule in tegriert Universitä t, Pädago ­

gische Hochschule, M usikhochschule, Fachhochschule  

(e inschließ lich W erkkunstschule), Fach-Akadem ien und  

andere Institu tionen des tertiären Bereichs. Sie bildet 

eine Einheit, die flexib le Differenzierungen und gle i­

tende Übergänge in Studium , Forschung und Lehre  

erm öglicht. Sie bietet allen an ihr Tätigen Freiheit der 

Selbstbestim m ung in ihrer wissenschaftlichen Forschung, 

verpflichtet sie aber zur öffentlichen Darlegung ihrer 

Ergebnisse. Die Studenten können, gestützt auf eine  

kontinuierliche Studien- und Berufsberatung, ihr Stu­

dienzie l fre i wählen und ihren Studiengang selbst be ­

stim m en. Fam ilienunabhängige Förderung und ein An ­

gebot an flexib len, wissenschaftlich geplanten Studien ­

gängen erm öglichen den Studenten eine unbelastete  

Auseinandersetzung m it den G rundfragen ihrer Stu­

dieninhalte. Durch forschendes Lernen kom m en sie  

frühzeitig dazu, sich m it den besonderen Problem en  
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ihres späteren beruflichen Tätigkeitsfe ldes (e inschließ­

lich der W issenschaft) kritisch zu beschäftigen. W issen ­

schaftlicher Nachwuchs wird besonders gefördert. Die  

Zusam m enarbeit der wissenschaftlichen Forschung m it 

Staat, W irtschaft und G esellschaft unterliegt dem okra ­

tischer Kontro lle . Eine Abteilung für Erwachsenenbil­

dung dient der Ö ffnung der G esam thochschule zur G e ­

se llschaft und erm öglicht |edem den Zugang zum Stu­

dienbeginn oder W eiterstudium . Angesichts des  

raschen technischen Fortschritts dient sie auch dazu, 

den W issensstand aller Bürger auf der Höhe der Zeit 

zu halten.

Vordringlich zu tre ffende M aßnahm en: Reform der 

Lehrkörperstruktur, O rganisationsreform , Entw icklung  

einer gestärkten kooperativen Autonom ie der Hoch ­

schulen, schrittweise In tegration der Hochschulen, Neu ­

fassung der staatlichen Prüfungsordnungen.

Die Volkshochschule bildet in eigenen Häusern eine  

autonom e Stätte der Begegnung verschiedener sozia ­

ler G ruppen, der geistigen Bewältigung persönlicher 

und sozia ler Konflikte sow ie der Auseinandersetzung  

m it allen Form en der Kultur. Sie arbeitet m it den Ab ­

te ilungen für Erwachsenenbildung der G esam thoch­

schule zusam m en.

Vordringlich zu tre ffende M aßnahm en: Regelung der 

Stellung der Dozenten, des Verhältn isses der Heim ­

volkshochschulen zu ihren Trägern, Stipendien zum  

Besuch längerfristiger Kurse.
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Für alle Einrichtungen des Bildungswesens gelten fo l­

gende Prinzip ien:

-  Ind ividuelle Förderung und spontane Aktiv itä t grei­

fen ine inander (in der G esam tschule Leistungsgrup­

pen statt Jahrgangsklassen, W egfall des Sitzenble i­

bens).

-  Lernm itte lfre iheit und W egfall der Studiengebühren 

sind zu garantieren.

-  Die Form en des Lehrens und Lernens als Form der 

Begegnung zw ischen M enschen werden im  Sinne der 

G leichberechtigung zw ischen Lehrenden und Lernen­

den weiter entw ickelt.

-  Die kritische Bewältigung der gem einsam en politi­

schen und sozia len Problem e der Lehrenden und  

Lernenden wird in den Prozeß des Lehrens und Ler­

nens aufgenom m en.

-  Die autoritäre W illkürlichkeit der Prüfungsverfahren 

wird zugunsten einer öffentlichen und fa iren Selbst­

kontro lle der Leistungen abgebaut, Prüfungskriterien  

sind rational zu rechtfertigen.

-  Pädagogische Tatsachenforschung dient der Kon­

tro lle des pädagogischen Handels und der Entw ick­

lung neuer M edien des Lehrens und Lernens. Dazu  

gehören Fernstudien, Schulfernsehen, M edienver­

bund, Innovationsm odelle und Unterrichtsprogram ­

m e.

-  Alle Einrichtungen des Bildungswesens werden auf 

der G rundlage von M itbestim m ung und Kollegia li­

tä t gele istet und verwaltet.
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Kulturelle Einrichtungen Demokratie bedarf der Bildung allerUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

7heater, Institu tionen des M usiklebens, Film , Rundfunk, 

Fernsehen, M useen, G alerien, öffentliche Biblio theken, 

Zeitungen und Zeitschriften, Buch- und Schallp latten­

verlage haben die Aufgabe, jedem Bürger die Teil­

nahm e an den kulture llen und gesellschaftlichen Aus­

einandersetzungen der G egenwart und die Begegnung  

m it der lebendigen Tradition nahezubringen.

Bildung zur Dem okratie kann nur in einem dem okra ­

tischen Bildungswesen erfo lgen. Die Dem okratis ierung 

des Bildungswesens wiederum kann nur zusam m en  

m it einer tie fgehenden Reform unserer G esellschaft ge ­

lingen. Der Ernstfa ll is t der Friede -  dam it m acht diese  

Reform Ernst. Der Kult der Stärke im Kam pf gegen an ­

dere m uß überwunden werden, wie er die autoritäre  

Leistungsgesellschaft kennzeichnet, die ihr wahres G e ­

sicht im Leitb ild des kriegerischen Helden offenbart. 

Die Befriedung der Existenz erst kann die Vorausset­

zung zur fre ien Entfa ltung der M enschen schaffen.

Tragen wir der engen Verbindung zw ischen Bildungs­

wesen und G esellschaftsreform  nicht Rechnung, werden  

die Ansätze der Dem okratis ierung des Bildungswesens 

in eine bloß technokratische M odernisierung um schla­

gen, die an den entscheidenden Form en der Frem dbe­

stim m ung in unseren Lebensverhältn issen nichts ändern  

wird.
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Zur BerufsbildungUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

M oderne Berufsbildung is t ein Ind ividualrecht und eine  

gesellschaftliche Forderung. Jeder M ensch hat ein Recht 

auf die volle und fre ie Entfa ltung seiner persönlichen  

Kräfte und auf die G estaltung eines m enschenwürdigen  

Lebens. Die G esellschaft fordert den gut ausgebildeten 

M enschen, dam it die W irtschaft in all ihren Bereichen  

ihre den M enschen dienende Aufgabe erfü llen kann. 

Von diesen beiden Blickpunkten her kom m t der Berufs­

bildung größte Bedeutung zu.

Die SPD tritt für eine Berufsbildung ein, die das Be­

wußtsein von Freiheit und W ürde des Einzelnen stärkt 

und zugle ich auch den Erfordernissen einer industrie ­

wirtschaftlichen G esellschaft entspricht.

Das bedeutet:

1. Die Berufswahl soll nicht dem  Zufall überlassen ble i­

ben. Schon in der vorberuflichen Zeit m üssen dem  

jungen M enschen verstärkte Hilfen für die Berufs­

wahl gegeben werden.

2. Berufs- und Bildungsberatung m üssen auch während  

der Ausbildungszeit erte ilt werden. Dafür sind neue  

Einrichtungen zu schaffen und bereits bestehende  

auszubauen.

3. Das duale System  der Berufsbildung (Betrieb/Schule) 

is t auf seine W irksam keit hin wissenschaftlich zu  

untersuchen. Alternativsystem e sind zu erproben.

4. Berufsbildung is t auf die G esam tbildungsaufgabe  

zu beziehen. Sie soll nicht nur Kenntn isse und Fer­
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tigkeiten verm itte ln, sondern durch eine breit ange ­

legte Berufsgrundbildung auch die Ind ividualitä t des  

jungen M enschen und seine berufliche M obilitä t 

sichern.

5. Die berufsbegle itende Teilze itschule is t zeitgem äß  

auszubauen. Berufsschulzentren sind zu entw ickeln. 

Eine stärkere behördliche Förderung der Berufs­

schulen is t besonders im Hinblick auf den Struktur­

wandel der W irtschaft und der Berufsbildung not­

wendig, der durch neue W erkstoffe und Erzeugnisse, 

neue Technologien sow ie höhere Form en der O r­

ganisation und der Produktion (Datenverarbeitung, 

Program m ieren, Elektronik und Kybernetik) einge- 

Ire ten is t.

6. Das Berufsfachschulwesen is t zu fördern. Die fach- 

'heoretische und fachpraktische Berufsbildung durch  

Berufsfachschulen, die  dem  gle ichen oder einem  ver­

wandten Ausbildungszie l dienen, m uß in angem es­

senem Um fang stärker als bisheranerkannt werden.

7. Die Bildungswege, die über die Berufsbildung zur 

Fachschulre ife , Fachhochschulre ife und zur allge­

m einen Hochschulre ife führen, sind zu verbessern. 

Auch Q uerverbindungen zw ischen dem allgem ein- 

bildenden und dem berufsbildenden Schulwesen  

sind verstärkt herzuste llen.

8. In die Erprobung der G esam tschule sind auch beruf­

liche Schulen, auch deren Teilze itform en, einzube ­

ziehen.



Berufsausbildung - zukunftsorientiertUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

;n ihren gesellschaftspolitischen Zie lsetzungen wird die  

SPD davon ausgehen, daß die Verbesserung der Be­

schäftigungschancen die Verbesserung der Berufschan­

cen voraussetzt. Die Sicherung der Arbeitsp lätze hängt 

in Zukunft entscheidend von einem m odernen Aus- und  

ortb ildungssystem ab. Das gilt vor allem  für die saar­

ländische W irtschaft, welche ihre M onostruktur verlie ­

ren und sich stärker auf W achstum sindustrien stützen  

will. Besonders nachte ilig wirkt sich allerd ings die Tat­

sache aus, daß unser Ausbildungssystem angebots­

orientiert is t, obwohl es sich doch, wie das Struktur­

program m Saar ausführlich hervorhebt, am zukünfti­

gen Arbeitskräftebedarf orientieren m üßte. Dieses Sy­

stem führt allzuoft zu fa lschen Berufen und dam it zu  

unnötigen Berufsveränderungen. Das gilt vor allem  für 

die jugendlichen saarländischen Arbeitnehm er m it 

einer abgeschlossenen Handwerkslehre, die zu einem  

erheblichen Teil in berufsfrem de Industrieste llen ab ­

wandern m üssen. Daher wird die SPD-Saar für den  

beschleunigten Ausbau überbetrieblicher Ausbildungs­

stätten eintreten, wie sie im Aktionsprogram m Saar- 

W estpfa lz vorgesehen sind. Da das bisherige einsei­

tige Ausbildungssystem in absehbarer Zeit um fäng ­

liche Berufskorrekturen verlangt, is t die Einrichtung  

überbetrieblicher Um schulungszentren erforderlich. 

O bwohl die Notwendigkeit der Ausbildungs- und Um ­

schulungszentren durch G utachten und Program m e 

wiederholt festgeste llt worden is t, is t von der bisheri­

gen Regierung kaum  etwas getan worden.

Die SPD-Saar wird deshalb die Durchführung der ein ­

zelnen Projekte vorantre iben. Außerdem wird sie die  

Bereitschaft der Bundesregierung, der Bundesansta lt 

für Arbeit und der Hohen Behörde zur um fassenden  

Hilfe für berufsfördernde Einrichtungen aufgre ifen und  

den Aufbau eines Berufsbildungszentrums fördern. 

Diese Institu tion wird neben den bestehenden betrieb ­

lichen und außerbetrieblichen Einrichtungen ergänzen­

de Aufgaben übernehm en, die sich auf die Ausbildung  

für bestim m te M angelberufe, die Ausbildungsergän­

zung zur Facharbeiterprüfung, die Berufsum - und -wei- 

terschulung arbeits loser Arbeitnehm er und die berufli­

chen Fortb ildungsm aßnahm en erstrecken. Sie soll 

außerdem die übrigen überbetrieblichen Ausbildungs ­

und Um schulungseinrichtungen koordin ieren und da ­

m it eine einheitliche, auf die künftigen Berufsbedürf­

nisse aller saarländischen Arbeitnehm er abgeste llte  

Berufspolitik fördern.
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ErwachsenenbildungUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

W irtschaftliches W achstum , sozia le Sicherheit, politi­

sche Stabilitä t und gesam ter Fortschritt sind abhängig  

von der ständigen W eiterb ildung aller Bürger. Daher 

kann Erwachsenenbildung in einer G esam tkonzeption 

für das Bildungswesen nicht m ehr feh len.

Schule, Hochschule und Berufsausbildung können kein  

um fassendes und abgeschlossenes W issen m ehr bieten, 

daher m uß die Erwachsenenbildung heute auch die Be­

re iche von Schule und Hochschule ergänzen. Schule, 

Hochschule und Erwachsenenbildung m üssen eine Ein­

heit sein und dürfen nur Stufen im gesam ten Bildungs­

prozeß sein. Die einzelnen Bildungswege sollen nicht 

iso liert nebeneinander stehen, sondern sollen einan­

der ergänzende Form en im G esam tsystem sein.

Diese bildungspolitische Notwendigkeit verpflichtet da ­

her Bund, Länder und G em einden, die Erwachsenen­

bildung, die Ausbildung ihrer M itarbeiter und ihre For­

schungsaufgaben in gle icher W eise wie die Einrichtung  

des öffentlichen Bildungswesens zu finanzieren. Das 

dichte Netz der Volkshochschulen gewährle istet eine  

wirtschaftliche Finanzierung und bietet eine größere 

Voraussetzung für ein Bildungsangebot, das den ver­

schiedensten Bedürfn issen gerecht werden kann. So be ­

fassen sich die Volkshochschulen heute neben der Er­

fü llung ihrer bisherigen Bildungsaufgaben m it berufs­

bezogenen Zertifikatskursen, langfristigen Sem inar-

Program m en und m it der unterstützenden Funktion des  

Fernstudium s (Fern lehrinstitu te, Funkkollegs und Tele­

kollegs).

Deshalb hat auch das Präsid ium  des Deutschen Städte­

tages in diesem Jahr fo lgenden bem erkenswerten bil­

dungspolitischen Beschluß  verabschiedet:

„D ie öffentliche Aufgabe der Volkshochschule und ihre  

in tegrierende Funktion können nicht durch gruppenge ­

bundene Einrichtungen der Erwachsenenbildung ersetzt 

werden. Die Volkshochschulen sind die einzigen Insti­

tu tionen, die sich ausschließ lich und m it großer In ten ­

sität um die Erwachsenenbildung bem üht haben. Sie  

m üssen auch in einem G esam tsystem der Erwachsenen­

bildung, das durch Koordin ierung und Kooperation  

zw ischen den verschiedenen Trägern zu entw ickeln is t, 

das geistige, pädagogische und organisatorische Zen­

trum ble iben."

Auch im Bereich der Erwachsenenbildung m uß die  

G leichheit der Bildungschancen gegeben sein. Das  

regionale G efälle , das hier im  Saarland m it aller Deut­

lichkeit hervortritt, m uß - nach Auffassung der SPD- 

Saar - beseitig t werden.
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Sportförderung Sport in der SchuleUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

G rößere physische und psychische Belastung in der in ­

dustrie llen G esellschaft erfordert zum Ausgle ich den  

□  ktiven Sport in der Freizeit. Die G rundlagen dafür 

sind eine stärkere In tegrierung der Leibeserziehung in  

das Bildungsprogram m der Schulen und Hochschulen  

sow ie eine in tensive Sportförderung.

Neben der Funktion des Sports als körperlichem Aus­

gle ich is t vor allem  auch seine Bedeutung für die Erzie­

hung und als wichtige sozia le G rundlage hervorzuhe ­

ben.

Das Program m zur Förderung des Sports is t eine not­

wendige Ergänzung aller M aßnahm en zur Bildung, Er­

ziehung und G esundheitsförderung. Das gilt für den  

Sport in Schulen und Hochschulen, Vereinen und Ver­

bänden und für dessen Form en als Breiten-, Leistungs­

und Spitzensport.

In der Schule sollen sich alle Begabungen der Schüler 

entfa lten können, auch die sportlichen.

Die SPD fordert differenzierten Sportunterricht, stän ­

dige enge Zusam m enarbeit von Schulen und Vereinen, 

um le istungsw illigen jungen M enschen das sportliche 

Erlebnis näherzubringen und den W eg zum sportli­

chen Erfo lg zu ebnen.

Die SPD fordert, den sportlich in teressierten und be ­

gabten Schülern zu erm öglichen, ihre Begabungen im  

differenzierten Sportunterricht in den Jahrgangsklas­

sen, in Neigungs- und Leistungsgruppen sow ie in fre i­

willigen Sportgem einschaften zu entfa lten.

Die SPD  wünscht, daß  sich Patenschaften zw ischen Schu­

len und Vereinen (Fachsparten) für Neigungs- und Lei­

stungsgruppen und fre iw illige Sportgem einschaften  

bilden. Dazu sind die Hilfen der G em einden und Land ­

kre ise erbeten.
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Sportstättenbau SportförderungUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 

für Vereine und Verbände

Die Em pfehlungen der Deutschen O lym pischen G esell­

schaft zum Sportstättenbau ("G oldener Plan") waren  

seit 1960 zum eist die G rundlage des Sportstättenbaues 

in unserem Land. Sie sind im Saarland zum Teil über­

tro ffen worden. Daran hat die SPD m itgew irkt.

Schulbau is t zugle ich Sportstättenbau.

Die SPD fordert, daß

-  keine Schule ohne Sportstätte entsteht;

-  Schulsportstätten so angelegt werden, daß sie auch  

dem öffentlichen Sport dienen können;

-  Sportanlagen für große Schule inheiten so geplant 

und gebaut werden, daß dadurch gle ichzeitig die  

Bedürfn isse der Sportvere ine und -verbände erfü llt 

werden.

Die Eigenin itia tive der Turn- und Sportvere ine und der 

Verbände is t die Voraussetzung für die Förderungs­

m aßnahm en der öffentlichen Hand.

In der öffentlichen Verwaltung bestim m en O rganisa ­

tionsform und personelle Besetzung, in welcher W eise  

eine Behörde  wirken kann und welches Ansehen sie ge ­

nießt.

Die SPD fordert, daß in größeren G em einden und  

Äm tern sow ie in den Landkreisen eigene Dienstste llen  

für die Förderung des Sports eingerichtet werden.

Breitensport, Leistungsport und Spitzensport stehen in  

notwendiger W echselbeziehung.

Die Förderung des Breitensports is t gut erre ichbar 

durch in tensivierte Jugendarbeit.

Die SPD wünscht, die Jugendarbeit in den Turn- und  

Sportvere inen durch gesicherte jährliche Zuschüsse der 

G em einden und Kreise weiterzuentw ickeln.

G rundanliegen der SPD is t es, sportliche Talente ent­

schlossener und system atischer als bisher zu fördern, 

um  dadurch der Jugend Anreize zur sportlichen Betäti­

gung  zu geben.
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Förderung des LeistungssportsUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Landesregierung soll bem üht sein, Train ingszentren  

□ uszubauen, hauptam tliche Trainer anzuste llen, die In ­

form ation aller ehrenam tlichen Übungsle iter zu ver­

bessern, Leistungs- und Neigungsgruppen in den Schu­

len sow ie fre iw illige Schülersportgem einschaften zu bil­

den, die M öglichkeiten der Zusam m enarbeit der Schu­

len m it den Turn- und Sportvere inen zu vertie fen und  

zu  verbessern.

Städte, G em einden und Landkreise sollten organisato­

rische, sachliche und personelle Hilfen bei der Bildung 

von Neigungs- und Leistungsgruppen geben.

Erfo lge des deutschen Sports in in ternationalen W ett­

käm pfen werden wesentlich von den Förderungsm aß­

nahm en und der Stellung des Sports in unserer G esell­

schaft abhängig sein. Der in tensive Aufbau einer Lei­

stung des Sportlers m uß in dessen jungen Jahren be ­

ginnen. Die schulische oder berufliche Ausbildung und  

erste berufliche Bewährungen fordern zur selben Zeit 

hohen Einsatz. In diesen Zeitraum  fä llt ein entscheiden­

der Abschnitt der sich bildenden Persönlichkeit, der zu  

schaffenden beruflichen Voraussetzungen und des für 

sportliche Höchstle istungen entscheidenden Train ings. 

Der Sportler kann Schw ierigkeiten überw inden, wenn  

die G esellschaft ihm  hilft.

Spitzensportler und ta lentierte Nachwuchssportler sol­

len sich auf sportliche Höchstle istungen vorbereiten  

können, ohne  deshalb Nachte ile hinnehm en zu m üssen. 

Die SPD fordert, daß Spitzensportlern und ta lentierten 

Nachwuchssportlern optim ale Förderung für Train ing  

und W ettkam pf durch eine angem essene Urlaubsrege ­

lung und Freizeitgewährung erm öglicht wird. Regional 

und örtlich können z. B. der Stiftung Deutsche Sport­

hilfe angeschlossene Förderungsgruppen dafür bei Ta ­

rifpartnern, Arbeitgebern, Bundeswehr, Polize i, Univer­

sität, Schule usw . einw irken
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Gesellschaftspolitik -UTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 

Dienst für den Menschen
Gesundheitswesen

Für uns Sozia ldem okraten is t G esellschaftspolitik ein  

M itte i zur Verw irklichung des sozia len Rechtsstaates. 

Die großen gesellschaftspolitischen Reform en zur m o ­

de  rnen, sozia len und dem okratischen G estaltung un ­

serer Industriegeseilschaft, wie etwa bei der Verm ö ­

gensbildung und M itbestim m ung, werden in Bonn ge ­

m acht. Seit Sozia ldem okraten dort an der Regierung  

sind, geht es dam it gut voran. Aber solche Reform en  

bedürfen außerdem der Unterstützung und Ergänzung  

durch die fortschrittlichen politischen Kräfte in den Bun­

desländern und durch deren Regierungen. Die SPD- 

Saar is t entschlossen, zur Verw irklichung dieses sozia ­

len Rechtsstaates ihren Beitrag zu le isten. Für sie stehen  

die sozia len Aufgaben an der Spitze der G esellschafts­

politik im  Saarland. Denn G esellschaftspolitik is t Dienst 

für den M enschen.

Ein gle ich wichtiges Problem wie das der Bildung und  

W eiterb ildung is t das der G esunderhaltung unserer 

Bevölkerung. Die SPD  sieht es daher auch weiterh in als  

ihre besondere Verpflichtung an, die von der m edizi­

nischen W issenschaft erarbeiteten m odernen diagno ­

stischen und therapeutischen Verfahren m öglichst wei­

ten Bevölkerungskre isen zugänglich zu m achen. Dies 

gilt ganz besonders für die im Bereich der Vorsorgem e ­

dizin entw ickelten Untersuchungsprogram m e, die ge ­

eignet erscheinen, zahlre iche, zum  Teil schwere Erkran ­

kungen im Kindes- und im Erwachsenenalter bereits zu  

einem Zeitpunkt zu erkennen, da deren Behandlung  

noch m öglich und erfo lgversprechend is t.

Vorbeugen is t besser als heilen!

G erade in dieser Hinsicht is t im Saarland bisher vie les  

versäum t worden.
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Aufklärung und Vorsorge tun notUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Hier wäre in erster Lin ie an eine in tensive gesundheit­

liche Aufklärung der Bevölkerung zu denken. Dabei 

m üßte im m er wieder auf die heute so häufigen Feh­

ler in der Lebensführung, sei es hinsichtlich der Ernäh­

rung, der m angelnden Bewegung und des überm äßi­

gen G enußm itte lkonsum s, zum anderen aber auch auf 

die Frühsym ptom atik bestim m ter G esundheitsstörun­

gen - hier insbesondere der Krebserkrankungen - hin ­

gew iesen werden. Nur so is t es auf lange Sicht m ög­

lich, den G esundheitszustand unserer hart arbeitenden  

Bevölkerung zu heben und potentie ll kranke M enschen  

rechtzeitig dem  Arzt zuzuführen.

Jederm ann sollte auch hier im  Saarland die M öglichkeit 

haben, sich gegebenenfa lls vom  Arzt seines Vertrauens 

vorsorg lich untersuchen zu lassen. Entsprechende Vor­

sorgeprogram m e sind von Seiten der Ärzteschaft in  

praktikabler Form entw ickelt worden. Ihre Anwendung 

in der Praxis darf nicht an der le id igen Kostenfrage  

scheitern.

Eine von der SPD-Saar getragene Landesregierung 

wird sich daher um die Durchführung von gesundheits ­

erzieherischen M aßnahm en auf breiter Basis und die  

Einführung von Vorsorgeuntersuchungen auf gesetz­

licher G rundlage auch in unserem Lande bem ühen.

M utterschutz- und Jugendarbeitsschutzuntersuchungen  

sind - nicht zuletzt auf Drängen der SPD-Sozia lpoliti­

ker - inzw ischen auf Bundesebene eingeführt. Dam it is t 

zum indest ein kle iner Anfang gem acht! Als nächstes 

sollte je tzt das von erfahrenen M edizinern entw ickelte 

Vorsorgeprogram m für das Säuglings- und Kleinkindes­

alter bis zum  5. Lebensjahr in die Praxis eingeführt wer­

den. G erade in diesem Lebensabschnitt könen die für 

die weitere Entw icklung wesentlichen G esundheitsstö­

rungen frühzeitig erkannt und dann auch m it Erfo lg be ­

handelt werden.
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Mehr Ärzte in den SchulenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

In tensiviert werden sollten auch die schulärztlichen Un ­

tersuchungen. Sie sollten regelm äßig, in nicht zu gro ­

ßen Abständen -  wenn irgend m öglich in jedem  Schul­

jahr- von qualifiz ierten Schulärzten durchgeführt wer­

den.

Hier sollte besonderes Augenm erk auf die gerade im  

Schul- und W achstum salter häufig auftretenden Hal­

tungsschäden gerichtet werden, wobei dafür oft die  

ungeeigneten, weil für unsere beschleunigt wachsen ­

den Jugendlichen zu kle inen Schulbänke ebenso we ­

sentlich m itverursachendes M om ent sind wie die oft 

feh lenden Turnstunden unter Anle itung eines ausgebil­

deten Sportlehrers.

Für bereits haltungsgeschädigte Kinder m üßte auch im  

Saarland die M öglichkeit des orthopädischen Sonder­

turnens geschaffen werden. Dies nicht nur für die Kin ­

der in den Städten, sondern auch für die auf dem  

Lande.

Bei der Häufung vom  Zahnschäden durch Karies und  

durch Kieferanom alien sollte auch der schulzahnärzt­

lichen Betreuung unserer Kinder wieder m ehr Aufm erk­

sam keit geschenkt werden. Schon je tzt besteht für die  

G esam tbevölkerung ein zahnärztlicher Engpaß. Es is t 

unverständlich, daß  die Regierung in den le tzten Jahren  

die Ausbildung von Zahnärzten an unserer Universitä t 

scharf beschränkte.

Hinsichtlich der Jugendarbeitsschutzuntersuchungen  

m üßte durch geeignete M aßnahm en der Regierung  

sichergeste llt werden, daß die nach Ablauf eines Jah ­

res vorgesehenen Nachuntersuchungen in jedem Falle  

erfo lgen, da nur so die im ersten Berufsjahr auftreten­

den Schäden rechtzeitig erkannt und behandelt wer­

den können, gegebenenfa lls auch ein Berufswechsel 

in eine geeignetere Tätigkeit erfo lgen kann.
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Kampf dem Krebs und der TbcUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die SPD-Saar setzt sich dafür ein, daß der im  Saarland  

im  Som m er 1969 erneut gebildete Ausschuß zur Krebs­

bekäm pfung endlich m it der praktischen Arbeit begin­

nen kann, wobei sie der Auffassung is t, daß  der Anfang  

m it einer Aufklärungsaktion der Bevölkerung über die  

Frühsym ptom atik der verschiedenen Krebserkrankun­

gen gem acht werden sollte . Nur der in form ierte Patient 

is t in der Lage, frühzeitig den Arzt aufzusuchen, zu  

einem  Zeitpunkt also, in dem die Erkrankung noch m it 

hohen Erfo lgsaussichten behandelt werden kann. Ent­

sprechende praktikable Untersuchungsprogram m e der 

Ärzteschaft liegen vor und werden in anderen, von der 

SPD geführten, Bundesländern bereits seit vie len Jah ­

ren angewandt.

Die SPD-Saar fordert, daß  die  Voraussetzungen  für sol­

che Voruntersuchungen der erwachsenen Bevölkerung 

auch im Saarland schleunigst geschaffen werden! 

Außerdem sollte das schon laufende Vorsorgepro­

gram m  der Diabetesfrüherkennung fortgeführt und auf 

noch weitere Bevölkerungskre ise ausgedehnt werden. 

Nicht außer acht gelassen werden darf die Tuberku­

losebekäm pfung, wobei das Zie l die völlige Ausrot­

tung dieser auch heute noch gefährlichen Volksseuche  

sein sollte . Auch das dürfte nur durch Einführung von 

regelm äßigen, zunächst jährlichen, Röntgen-Reihenun­

tersuchungen der gesam ten Bevölkerung erre ichbar 

sein.

Die SPD-Saar setzt sich daher auch für die Durchfüh­

rung solcher Untersuchungen auf gesetzlicher Basis ein. 

Nur so wird es m öglich sein, bisher noch unbekannte 

Tuberkulose-Kranke zu erm itte ln und einer geeigneten 

Behandlung zuzuführen. Desgle ichen wird eine von der 

SPD-Saar getragene Landesregierung dem noch im m er 

ungelösten Problem der Asylierung chronisch-anstek- 

kender Kranker besondere Aufm erksam keit schenken.
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Gesundheit am ArbeitsplatzUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die G esunderhaltung des arbeitenden M enschen is t 

eng verbunden m it den Arbeitsbedingungen in seinem  

Beruf. Unfälle und Berufskrankheiten sind häufig die  

Folgen von schlechten Arbeitsbedingungen. Die Auto ­

m ation bringt weitere Veränderungen am Arbeitsp latz. 

Die schweren körperlichen Belastungen nehm en ab, 

einseitige körperliche Beanspruchungen und nervliche  

Belastungen nehm en zu.

W ir m üssen den gesundheitlichen Schäden, die dem  

schaffenden M enschen am Arbeitsp latz drohen, entge­

genw irken.

Die Bundesrichtlin ie zur werksärztlichen Betreuung der 

Arbeitnehm er und zur Errichtung werksärztlicher Dien­

ste in den Betrieben und Unternehm en vom 10. Juni 

1966 hat die zu erstrebenden wesentlichen Verbesse­

rungen der werksärztlichen Dienste nicht zur Folge  

gehabt.

Die Bundesrichtlin ie is t der Em pfehlung der EW G - 

Kom m ission betreffend die betriebsärztlichen Dienste in  

den Arbeitsstätten vom 20. Juli 1962 nicht gefo lgt. Sie  

is t vie lm ehr in bezug auf die M indestbelegschaftsstärke  

für die Einrichtung eines werksärztlichen Dienstes 

ebenso wie bezüglich einer G arantie der völligen fach ­

lichen und m oralischen Unabhängigkeit der W erks ­

ärzte  weit hinter den aufgeste llten M indestforderungen 

zurückgeblieben.

Diesen Forderungen zum W ohle der arbeitenden Be­

völkerung nachzukom m en, is t Zie l sozia ldem okrati­

scher Politik.
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Die alarm ierende Tatsache, daß  von 100 im  Jahre 1967  

im Saarland neu hinzugekom m enen Rentnern nur ca. 

25 die Rente wegen Erre ichens der Altersgrenze, da ­

gegen ca. 75 wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit 

beantragt haben, zw ingt zu schnellem und wirksam em  

Handeln.

Eine sozia ldem okratisch geführte Landesregierung wird  

das Problem der G esunderhaltung der arbeitenden Be­

völkerung in diesem  Lande endlich ernst nehm en.

Sie wird sich für eine verstärkte Durchführung von 

m edizin isch rehabilita tiven M aßnahm en, vor allem im  

Sinne des Frühheilverfahrens, aber auch für solche  

M aßnahm en beruflicher Art einsetzen.

Diese M aßnahm en m achen einen weiteren Ausbau der 

staatlichen G esundheitsbehörde unseres Landes erfor­

derlich, deren personelle Besetzung m it qualifiz ierten 

Ärzten, Fürsorgerinnen und technischem Personal, ent­

sprechend den von den G esundheitsm in isterien der 

Bundesrepublik erarbeiteten G rundsätzen, im Hinblick 

auf den breitgefächerten Aufgabenbereich als unzu ­

re ichend angesehen werden m uß.

Die Erkenntn isse der Arbeitsm edizin m üssen m ehr als  

bisher zur Verm inderung von Frühinvalid itä t Eingang  

in den vorbeugenden G esundheitsschutz finden. Der 

Lehrstuhl für Arbeitsm edizin an der Universitä t des  

Saarlandes m uß voll ausgebaut werden.

Hilfe für den kranken M enschen is t ein G ebot aer 

M enschlichkeit! Nachdem durch den Einfluss der SPD  

inzw ischen die versicherungsrechtliche G leichste llung  

der Arbeiter m it den Angeste llten durch das Lohnfort­

zahlungsgesetz erfo lgt is t, gilt je tzt ihre besondere Auf­

m erksam keit der G ewährle istung einer gle ichm äßigen  

und qualita tiv hochwertigen Krankenhausbehandlung  

für alle Bevölkerungskre ise. Das klassenlose Kranken­

haus wird von der SPD-Saar als das alle in gerechte  

Krankenhaus angestrebt. Dam it verbunden is t eine  

Neuregelung der Krankenhausfinanzierung und die  

Überprüfung der Krankenhäuser des Saarlandes, ob  

sie den Erfordernissen der m odernen G esellschaft noch  

entsprechen. Die SPD-Saar fordert die Erste llung eines  

Landeskrankenhausplanes, der die Errichtung von be ­

sonderen Schwerpunktkrankenhäusern und einer m o ­

dernen Einrichtung der darüber hinaus erforderlichen 

regionalen Krankenhäuser, entsprechend den lokalen  

Erfordernissen, um fassen m uß.
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Veraltete Krankenhäuser sollten - soweit sie nicht oder 

nur m it unverhältn ism äßig hohen Kosten m odernisiert 

werden können - anderen Verwendungszwecken zuge ­

führt werden. Hierbei wäre in erster Lin ie an die Um ­

wandlung in Pflegekrankenhäuser zu denken.

Spezie ll im G roßraum Saarbrücken hält die SPD-Saar 

die Errichtung einer Augenfachabte ilung an einem der 

großen Krankenhäuser für dringlich, da die Kapazität 

der Augenklin ik Hom burg und der, der Knappschaft 

gehörenden, Augenklin ik in Sulzbach nicht ausreicht, 

um allen Anforderungen gerecht zu werden.

M it Nachdruck setzt sich die SPD-Saar auch für die  

Schaffung eines zentra len Bettennachweises, zunächst 

im G roßraum Saarbrücken, ein. Dam it soll dem Arzt 

die in Notfä llen zeitraubende Bettensuche und dem  be- 

iro ffenen Patienten das Um herfahren von einer Klin ik  

zur anderen erspart ble iben.

Die SPD-Saar sucht außerdem nach neuen W egen, um  

den M angel an gut ausgebildeten Pflege- und techni­

schen Hilfskräften in unseren Krankenhäusern zu über­

winden. Der derzeit noch bestehende Bettenm angel 

darf nicht noch dadurch verschlim m ert werden, daß  

ganze Stationen an m odernen Klin iken wegen Perso­

nalm angels nicht belegt werden können.

Die SPD-Saar setzt sich ferner m it Nachdruck für den  

bald igen Neubau der seit langem geplanten zweiten  

Landesnervenklin ik ein, weil die Landesnervenklin ik zu  

kle in und veraltet is t. Darüber hinaus sollten psychiat­

rische Tages- und Nachtklin iken, vor allem im G roß ­

raum Saarbrücken, eingerichtet werden, die zur Ent­

lastung der Landesnervenklin ik beitragen und genesen­

den G eisteskranken den Übergang in das norm ale Le­

ben erle ichtern könnten. Andere Bundesländer sind uns 

auf dem G ebiet der sozia lpsychiatrischen Fürsorge  

weit überlegen.

Eine von der SPD-Saar getragene Landesregierung 

wird diese Aufgaben in Zusam m enarbeit m it den be ­

sten Fachkräften aus allen Bereichen des G esundheits ­

wesens entschlossen anpacken.

44



Reinhaltung von Wasser und LuftUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die G esundheit des M enschen wird nicht nur durch  

die Behandlung von Krankheiten erhalten, sondern  

auch durch weitestgehende Vorsorge für ein gesundes  

Leben und Schutz vor gesundheitlich ungünstigen Um ­

welte inflüssen.

Das Saarland weist G ebiete auf, die in fo lge hoher 

W ohndichte und der M assierung  von Industrie- und G e ­

werbebetrieben m it besonderen G efahren für die G e ­

sundheit der M enschen, die darin wohnen m üssen, ver­

bunden sind.

W er hat nicht schon an sich selbst das Ausm aß der 

Verunrein igung der Luft in diesen industrie llen Ballungs­

gebieten als außerordentlich bedrückend em pfunden?  

So entlädt im Saarland der Schornste in einer einzigen  

Sinteranlage, von denen es vier gibt, täg lich ca. 

30  000 kg oder drei Eisenbahnwaggons voll von 1/1000  

m m  großen eisenoxydhaltigen Staubte ilchen.

W egen dieser G efahren, die aus der Ballung und Ver­

flechtung von W ohn- und Industriezentren herrühren, 

gehört der Schutz vor Verunrein igung der Luft und der 

G ewässer sow ie vor Lärm und Erschütterungen in un ­

serem Lande zu den bedeutsam sten gesundheitsschüt­

zenden Aufgaben, die sowohl der öffentlichen Verwal­

tung wie auch der Industrie und der W irtschaft geste llt 

sind.

Der Im m issionsschutz is t heute nicht nur ein re in tech ­

nisches Problem , sondern auch ein Problem der Rechts­

ordnung. Schutzm aßnahm en gegen die G efahren für 

Leben und G esundheit der M enschen haben natürlich  

wirtschaftliche und finanzie lle Konsequenzen, die so ­

wohl für die  Verursacher wie  auch für die  Allgem einheit 

gelten.

Eine von der SPD-Saar geführte Landesregierung wird  

energisch an eine Lösung dieser Aufgaben herangehen. 

Die starken finanzie llen Belastungen für die Betriebe  

zw ingen aus den G ründen der gle ichen Konkurrenz­

chancen zu gle ichen Belastungen durch ein bundesein­

heitliches G esetz. Die SPD-Landtagsfraktion hat bereits  

den Entwurf eines Landesgesetzes vorgelegt, um  wenig­

stens bis zum Erlaß eines Bundesgesetzes nichts unver­

sucht zu lassen, um die M enschen unseres Landes vor 

den Belästigungen und G efährdungen der Verschm ut­

zung zu schützen.

Vor der le tzten Landtagswahl hat der CDU-Innenm ini­

ster ein weitgestecktes Program m zur Sanierung unse­

rer G ewässer vorgelegt. Nach 5 Jahren sind unsere  

W asserläufe aber schm utziger und stinkender denn je . 

Eine von der SPD-Saar geführte Landesregierung wird  

daher ein langfristiges und wirksam es Program m m it 

den G em einden und Kreisen absprechen und dessen  

langfristige Finanzierung sichern. Falls erforderlich, 

wird sie m it der Vorlage eines W assergesetzes die Ver­

sorgung der Bevölkerung m it Trinkwasser, der Industrie  

m it Brauchwasser und die  Klärung der Abwässer regeln.
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Beseitigung von Lärm und Müll Staatliche GewerbeaufsichtUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Eine neue von der SPD-Saar getragene Landesregie­

rung wird sich auch bem ühen, die  vie lfä ltigen G efahren 

des Lärm s für die G esundheit der M enschen einzudäm ­

m en. O b industrie lle Anlagen, Baum aschinen in W ohn ­

gebieten, der Autoverkehr oder Flugzeuge den Lärm  

verursachen, sie wird in enger Zusam m enarbeit m it der 

Bundesregierung den Kam pf aufnehm en.

Die ständig wachsende Bevölkerung sow ie neue Ver­

packungsgewohnheiten der Verbrauchsgüterindustrie 

ste llen bei der M üllbeseitigung neue große Problem e. 

Da der Bürger in fo lge O l-, G as- und Elektroheizung zu ­

nehm end weniger Abfali verbrennt, können nur große, 

auf Einheiten von m indestens 50  000 Einwohner ausge­

legte Verbrennungsanlagen rationell zur Beseitigung  

des M ülls beitragen. In terkom m unale Einrichtungen  

würde eine neue von der SPD-Saar getragene Landes­

regierung ebenso fördern wie Anlagen zur Klärung der 

Abwässer.

Im  Zusam m enhang m it der G esunderhaltung der arbei­

tenden Bevölkerung kom m t der staatlichen G ewerbe ­

aufsicht besondere Bedeutung zu. Die G ewerbeauf­

sichtsäm ter, die unter anderem so wichtige Aufgaben  

wie die Überwachung der G ewerbebetriebe auf Sicher­

heit und Hygiene  wahrzunehm en haben, wobei ihnen in  

den m annigfa ltigen m edizin ischen und arbeitshygieni­

schen Fragen die staatlichen G ewerbeärzte beratend  

zur Seite stehen, m üssen der Bedeutung ihrer Aufgaben  

entsprechend besetzt und ausgerüstet werden.

Die dazu erforderlichen Aufwendungen sind Investitio­

nen in die G esundheit unserer Bevölkerung und m üssen  

bei der Verte ilung der Haushaltsm itte l entsprechend  

berücksichtig t werden.
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Familie und KindergärtenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Fam ilie steht unter dem  Schutz des G rundgesetzes. 

Bisher jedoch sah m an das W esen sozia ler G erechtig­

keit in der Fam ilienpolitik led ig lich in der Schaffung 

finanzie ller Lastenausgle iche. W ir Sozia ldem okraten  

tre ten darüber hinaus m it aller Entschlossenheit dafür 

ein, daß Fam ilien und Kindern in schw ierigen Verhält­

nissen durch die Schaffung neuer und den Ausbau be ­

stehender Einrichtungen der Fam ilien- und Jugendpfle ­

ge geholfen wird und gle iche Bildungschancen für die  

Kinder geschaffen werden. Das is t nicht nur ein Erfor­

dernis sozia ler G erechtigkeit, sondern außerdem ein  

Bestandte il einer um fassenden m odernen G esellschafts­

politik.

Im Saarland setzt sich die SPD daher für die Forderung  

nach Einrichtungen für fo lgende Aufgaben ein:

a) Betreuung led iger M ütter während der Schwanger­

schaft durch Beratung und Anle itung (d ie Jugend ­

äm ter alle in le isten das nicht);

b) Betreuung der Kinder berufstätiger M ütter (k ind ­

liches Fehlverhalten erst im  schulpflichtigen Alter be ­

heben zu wollen, hat sich als verspätet erw iesen);

c) Erziehungshilfe für Kinder, deren Väter aus beruf­

lichen G ründen oft abwesend sind und deshalb als 

Erzieher ausfa llen (d ie Industriegesellschaft, die  

durch ihre sozia le Struktur der Fam ilie den Vater in  

vie len Fällen "raubt", is t für einen angem essenen  

Ersatz verantwortlich);

d) Bildungshilfe für Kinder, die durch eine bestim m te  

Fam iliensituation auf ihrem  Bildungsweg durch W is­

senslücken oder m angelnden elterlichen Beistand  

behindert sind (d ies betrifft Kinder von berufstätigen  

Ehepaaren, Kinder alle instehender M ütter oder Kin ­

der aus geschiedenen Ehen).
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Reformen für die KindergärtenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die SPD-Saar hält eine bessere personelle und m ateri­

elle Ausstattung der Jugendäm ter und der Sozia läm ter 

für erforderlich. S ie wird um  eine bessere, zeitgerechte 

Ausbildung der Sozia larbeiter und Sozia lpädagogen  

und um  deren Stellung bem üht ble iben.

Für alle Eltern wollen wir Fam ilienhilfe in Form von 

Partnerwahlberatung, Eheberatung, Fam ilienplanung, 

Berufsberatung, Freizeitgesta ltung und W ohnungsbe­

schaffung le isten.

Die SPD-Saar fordert eine "Konzertierte Aktion" der 

Erziehungs- und Fam ilienpolitik auf Landesebene, die  

alle erziehungs- und fam ilienpolitischen Planungen von 

Bund, Land, Verbänden usw . eng koordin iert und die  

einzelnen Institu tionen (K indergarten, Schule, Eltern ­

haus, Erziehungsberatungsste llen, Freizeitunternehm en, 

Berufsverbände usw .) zur Zusam m enarbeit veranlaßt. 

Durch Bereitste llung der M itte l in langfristigen Finanz­

plänen sind Sofortm aßnahm en erforderlich zum Aus­

bau der bestehenden und zur Schaffung neuer Erzie­

hungsberatungsste llen, zur Freiste llung von Häusern in  

zentra ler Lage der Ballungsgebiete für die Durchfüh ­

rung von In form ations- und Bildungsabenden, Ehe- und  

Elternsem inaren, für Spie lräum e, in denen Kinder unter 

Anle itung eines Psychologen sowohl die ihnen ge ­

m äßen Jugendbücher und Zeitschriften finden als auch  

G elegenheit haben, sich gute Film - und Fernsehpro­

gram m e anzusehen.

Eine m oderne Sozia lpolilik m uß gerade die Arbeit der 

Kindergärten fördern, da sie nicht länger nur Kinder- 

aufbewahrungspiatz sein können und dürfen. Durch die  

Berufstätigkeit der Eltern m üssen wichtige Bildungs­

und Erziehungsaufgaben vom Kindergarten übernom ­

m en werden.

Bei der Neuorientierung und Um gesta ltung des gesam ­

ten Bildungswesens erfordert nach Auffassung der SPD  

die frühzeitige Bildungsförderung und Begabungsent­

wicklung unserer Kinder besondere Aufm erksam keit. 

Dabei dürfen die Kinder im vorschulischen Alter nicht 

vergessen werden.

Deshalb fordern wir den ganztägigen Kindergarten  

(d ie Kinder kom m en m orgens und gehen nachm ittags  

oder abends) und die Erhöhung der Aufnahm ekapazi­

tä t durch den Ausbau der bestehenden und den Bau  

neuer Kindergärten. Die SPD strebt eine Angle ichung 

der Verhältn isse an Länder wie Belg ien und Frankreich  

an, wo für 70 bis 90%  der Kinder Plätze zur Verfügung  

stehen.

Die Kindergärten sollen eng m it den  -  von der SPD  kon ­

zip ierten -Vorschulen und G rundschulen Zusam m enar­

beiten. Das französische Beispie l der "écoles m ater­

nelles" is t ein m ögliches Vorbild . Voraussetzung hierzu  

is t die W eiterb ildung der Kindergärtnerinnen in ent­

sprechenden, von Fachleuten gele ite ten, Fortb ildungs­

kursen.
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Reformen sozialpädagogischer EinrichtungenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Auf dem  G ebiet der sozia lpädagogischen Einrichtungen  

strebt die SPD insbesondere fo lgende Reform en an:

1. Einrichtung eines ärztlichen, psychologischen, päda­

gogischen und juristischen Beratungs- und Auklä- 

rungsdienstes.

Dies soll in Form eines Beratungszentrum s für alle  

Eltern von körperlich und geistig behinderten sow ie  

verhaltensgeschädigten Kindern erfo lgen.

2. Betreuung von Kindern und Jugendlichen, die einer 

heilpädagogischen bzw . einer psychotherapeutischen  

Behandlung bedürfen. Diese m üssen so früh wie  

m öglich die G elegenheit zum  Besuch entsprechender 

E inrichtungen erhalten.

Es is t uns ein besonderes Anliegen, die gegenwär­

tige Situation auf dem G ebiet der Behandlung von  

körperlich, geistig und verhaltensm ässig behinderten  

Kindern und Jugendlichen zu verbessern. Erforder­

lich hierzu is t u.a. die Förderung des Baues und des  

Ausbaues von Sonderkindergärten, in denen Kinder 

ihrer Behinderung entsprechend gefördert werden  

können.

3. Die Schule inrichtungen für behinderte Kinder jeg li­

cher Art m üssen in verstärktem  M aße  gefördert wer­

den. Nach M öglichkeit sollen sie nicht iso liert, son ­

dern zum indest räum lich m it anderen Schulen ver­

bunden sein.

Als besonders dringlich betrachten wir die Einrich­

tung von Schulen und Klassen für erziehungsschw ie ­

rige Kinder.

4. Einrichtungen von heilpädagogischen und psycho ­

therapeutischen Heim en für gehem m te und verhal­

tensgestörte Kinder und Jugendliche.

Diese Heim e sollen in erster Lin ie einer in tensiven  

heilpädagogischen und psychotherapeutischen Be­

handlung dienen, wie sie in einer norm alen Erzie­

hungsberatungsste lle nicht m öglich is t.

5. Die SPD fordert und unterstützt außerdem den Bau  

und Ausbau von beschützenden W erkstätten  für gei­

stig Behinderte sow ie allgem eine M aßnahm en zur 

Arbeits- und Berufsförderung Behinderter. Auch der 

Bau von W ohnheim en für geistig behinderte Er­

wachsene m uß  in die sozia lpolitischen Überlegungen 

m it einbezogen  werden.



Chancen für FrauenUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Besonderer Aufm erksam keit bedarf die Förderung der 

Frauenbeschäftigung. Die G esam terwerbsquote der 

Frauen an der Saar liegt um ein Dritte l unter dem Bun­

desdurchschnitt. Diese Tatsache hat nicht zuletzt die an ­

siedlungsw illigen Unternehm en m it einem hohen Anteil 

an Arbeitsp lätzen für Frauen im le tzten Jahrzehnt dazu  

veranlaßt, Niederlassungen im Saarland ins Auge zu  

fassen.

Einer solchen Entw icklung stehen aber besondere  

Schw ierigkeiten entgegen. Für vie le erwerbsw illige  

Frauen liegen W ohnungen und m ögliche Arbeitsstätten 

zeitlich und räum lich zu weit voneinander entfernt. Für 

berufstätige M ütter feh len weith in die Versorgungs­

m öglichkeiten für Kinder bei ganztätiger Beschäftigung. 

Teilze itbeschäftigungen werden nur in ungenügendem  

Um fang angeboten.

Um diese Schw ierigkeiten und M ängel auszuräum en, 

setzt sich die SPD-Saar dafür ein, daß Betriebe, die  

überw iegend Frauenarbeitsp lätze anbieten, m öglichst 

nahe an die W ohngebiete angesiedelt werden. Außer­

dem  m üssen direkte und dichtere  Verkehrsverbindungen 

zw ischen W ohnort und Betrieb geschaffen werden. Ne ­

ben der schnellen Verkehrserschließung in den bisher 

benachte ilig ten G ebieten bedarf es einer Koordin ie­

rung der Fahrpläne und Fahrtstrecken aller Verkehrs ­

träger zur schnelleren Beförderung der Arbeitnehm er.

Die SPD-Saar wird außerdem dafür eintreten, daß die  

Teilze itarbeit ausgedehnt und Kinderhorte, Kinder­

tagesstätten, G anztagsschulen und Service-Häuser zur 

besseren Bewältigung der sozia len Verpflichtungen der 

berufstätigen Frauen gebaut werden. Zur Verm inde­

rung der Abwanderung ausgebildeter weiblicher Ar­

beitskräfte sollen solche ansiedlungsgeneigten Unter­

nehm en bevorzugt werden, die qualifiz ierte weibliche  

Arbeitnehm er m it besseren Aufstiegsm öglichkeiten be ­

schäftigen.

Die Frau is t in unserer heutigen G esellschaft noch un- 

terpriv ifegiert. Sie erhält nicht im m er gle ichen Lohn  

bei gle icher Leistung, und oft feh len die  gle ichen Ausbil­

dungschancen. Darum bem üht sich die SPD um die  

rechtliche und faktische G leichberechtigung. Sie wird  

insbesondere  Kurse der Volkshochschule für Frauen, bei 

gle ichzeitiger Betreuungsm öglichkeit für die Kinder, so ­

wie gesellschaftliche Lehrgänge im Rahm en von Fa ­

m ilienfre ize iten fördern.

Die SPD wird dafür sorgen, daß die Erziehung der 

M ädchen nicht auf die traditionell engen Vorste llungen 

von der Rolle der Frau in G esellschaft und Fam ilie  

fix iert ble ibt.
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Der ältere Mensch in der GemeinschaftUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

In einer Politik der sozia len Verantwortung m uß die  

Hilfe und Fürsorge für den alten M enschen ein Schwer­

punkt sein. In der Regierungserklärung der je tz igen  

Regierung vom 19. Juli 1965 is t die Hilfe für alte M en ­

schen als ein besonderes Problem angesprochen, dem  

durch durch gezie lte Förderungsm aßnahm en Rechnung  

getragen werden könne. Zur Festlegung der notwendi­

gen Hilfen wurde die Erste llung eines Altenplanes an ­

gekündigt. Bei dieser Ankündigung is t es geblieben. 

Tatsächlich geschehen is t in dieser Hinsicht nur wenig. 

Der SPD-Saar is t es aber nicht gle ichgültig , wie es unse­

ren betagten M itbürgern körperlich und seelisch geht, 

ob sie sich geborgen oder einsam und verlassen füh ­

len, ob sie seelisch im G leichgew icht oder verbittert 

sind. Deshalb m üssen im gesellschaftlichen Bereich Le­

bensbedingungen für den alten M enschen geschaffen  

werden, die ihm erlauben, seinen Lebensplan in sozia ­

ler Selbstsicherheit und G eborgenheit einzuhalten. 

Hieraus ergeben sich fo lgende Forderungen der SPD  

des Saarlandes:

1. O hne einen G esam tüberblick über die Lage unserer 

alten M itbürger, ihre Problem e und Bedürfn isse, 

kann die Aufgabe, die sich aus den Spannungen der 

industrie llen G esellschaft gerade für den älteren  

M enschen ergibt, weder von ihm selbst noch von  

der G em einschaft gem eistert werden. Deshalb wer­

den wir, in Verbindung m it den G em einden und den

O rganen der Sozia l- und Selbsth ilfe , eine um fas­

sende Untersuchung über die wirtschaftliche, ge ­

sundheitliche, geistige und seelische Situation der 

älteren M itbürger in unserem Lande und ihr Ver­

hältn is zur Um welt und G em einschaft durchführen.

2. Durch die Rentenreform und das Sozia lh ilfegesetz  

is t die wirtschaftliche Lage der älteren M enschen  

verbessert worden. Aber dennoch is t keinesfa lls für 

alle Älteren jede wirtschaftliche Not gebannt. Die  

Sozia ldem okratische Parte i is t sich bewußt, daß  wirt­

schaftliche M aßnahm en zugunsten unserer alten M it­

bürger finanzie lle Verpflichtungen für die G em ein­

schaft m it sich bringen, die in aller Konsequenz sorg­

sam zu überlegen sind. Unsere älteren M itbürger 

haben aber auch ein Recht auf Anteilnahm e  am  Pro­

duktionszuwachs erworben, für den sie durch ihre  

Arbeits le istung in früheren Jahren die  Voraussetzun­

gen schufen.

3. Aus der Erkenntn is, daß Älterwerden nicht bedeutet, 

länger gesund zu sein, m üssen gesundheitspolitisch 

die notwendigen Konsequenzen gezogen werden. 

Das gilt z. B. für die Erholungsfürsorge für ältere  

M enschen, ihre Hauspflege, ihre Krankenhauspfle­

ge, ihre Betreuung in Pflegeheim en und auch die  

w issenschaftliche Erforschung typ ischer Alterskrank ­

heiten und die Verwertung dieser Forschungsergeb­

nisse für die praktische  Altershilfe .
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4. Außer den wirtschaftlichen und gesundheitlichen  

Fragen gibt es eine Vielzahl von Problem en, die m it 

dem Them a „Der ältere M ensch und die G em ein ­

schaft" um rissen werden können. Aus der Erkennt­

nis, daß der ältere M ensch die G em einschaft, aber 

auch die G em einschaft den älteren M enschen  

braucht, m üssen endlich die notwendigen Konse­

quenzen gezogen werden, d. h. unsere Sorgen um  

die alten M enschen m üssen sich in konkretes Han­

deln um setzen.

Deshalb wird eine von der SPD geführte Landesregie­

rung unverzüglich die Erste llung eines Landesplanes 

ein le iten m it dem Zie l, den alten M enschen unseres 

Landes einen Lebensabend zu sichern, in dem sie ihren  

persönlichen W ünschen und Bedürfn issen sow ie ihren  

körperlichen und geistigen M öglichkeiten entsprechend  

am gesellschaftlichen, kulture llen und politischen Le­
ben te ilhaben können.
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Sinnvolle Familienfreizeitgestaltung Neuregelung des RechtsUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA 

der Hüttenknappschaftlichen

Pensionsversicherung

Autom ation, Technisierung und Rationalis ierung füh ­

ren in ste igendem M aße zu einer Verkürzung der Ar­

beitszeit und zu m ehr Freizeit für den arbeitenden M en­

schen. Im Bereich der Fam ilienpolitik m uß deshalb  

einer sinnvollen und gesunden Fam ilienfre ize itgesta l­

tung m ehr Bedeutung zukom m en als bisher. Um ge­

kehrt m uß die G esellschaft, die der Fam ilie m ehr Zeit 

zur fre ien G estaltung überläßt, innerhalb einer m oder­

nen G esellschaftspolitik auch die Voraussetzungen da ­

für schaffen, diese Zeit sinnvoll zu nutzen. Entsprechen­

de Einrichtungen des Bildungs- und W eiterb ildungswe­

sens auf dem Sektor von Unterhaltung und Erholung  

sind zu schaffen. Insbesondere fordert die SPD-Saar 

die Einrichtung von Freizeitzentren in den Randgebie ­

ten der Ballungsräum e zur Feierabend- und W ochen­

end-Erholung.

Da es einem hohen Prozentsatz unserer Fam ilien heute  

in fo lge beengter W ohnverhältn isse nicht m ehr m öglich  

is t, den W ohnraum als begrenzten Lebensraum aus­

zugesta lten, sind sie auf solche Freizeitzentren ange ­

wiesen, um sich dort m it ihren Fam ilien so zu erholen, 

daß sie den Berufsbelastungen in der W oche gewach­

sen sind.

Seil vie len Jahren steht im  Saarland dringend die Neu ­

ordnung der Hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche­

rung an.

Bekanntlich is t diese Versicherung eine zusätzliche Ren­

tenversicherung auf öffentlich-rechtlicher G rundlage  

für die Beschäftig ten in der saarländischen M etallin­

dustrie . Neben den 4 G roßbetrieben der Dillinger, Bur- 

bacher, Haibergerhütte und dem Neunkircher Eisen­

werk gehören ihr zur Zeit weitere 33 M etallbetriebe an  

m it insgesam t ca. 31 000 Beschäftig ten. Die Zahl der 

Pensionsem pfänger beträgt ungefähr 30  000.

Das Recht der über 100 Jahre alten Hüttenknappschaft­

lichen Pensionsversicherung is t, von unwesentlichen Än ­

derungen abgesehen, le tztm alig im  Jahre 1952 neu ge ­

regelt worden.

Schon aus der im Jahre 1957 durchgeführten tie fgre i­

fenden Um gesta ltung des Rechts der Rentenversiche­

rungen fo lgte zw ingend die Notwendigkeit, auch das  

Hüttenknappschaftsgesetz um fassend auf eine neue  

Rechtsgrundlage zu ste llen, es insbesondere dem m o ­

dernen Rentenrecht anzupassen.

O bwohl es an Vorschlägen und G esetzesvorlagen nicht 

gefehlt hat, is t fast alles beim alten geblieben. Schon  

in der vierten Legislaturperiode des Bundestages hatte  

die SPD einen G esetzesentwurf zur Neuordnung des  

Hüttenknappschaftsrechts eingebracht, der jedoch am
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W iderstand der dam aligen Koalition scheiterte. Ledig ­

lich insoweit wurde ein kle iner Schritt getan, als im  

Jahre 1965 durch die Anhebung der Steigerungsbe ­

träge eine Leistungsverbesserung erfo lgte, um wenig ­

stens die Pensionen annähernd der wirtschaftlichen Ent­

wicklung anzupassen.

Da inzw ischen nichts m ehr geschehen is t, is t wiederum  

ein erheblicher Rückstand eingetreten. Dem gegenüber 

wurden seit 1966 die Leistungen der Rentenversiche­

rung um nahezu 40%  erhöht.

Abgesehen davon, daß die Pensionen hinter der ge ­

sam tw irtschaftlichen Entw icklung und die Beiträge hin ­

ter der Lohnentw icklung zurückgeblieben sind, steht das  

Hüttenknappschaftsrecht insgesam t nicht m ehr m it dem  

m odernen Rentenrecht im Einklang und hat daher eine  

Reihe von sozia len Ungerechtigkeiten entstehen lassen. 

Die Neuordnung is t also m ehr als dringlich.

Die zur Zeit beim Bundesarbeitsm in ister erneut ange ­

laufenen Verhandlungen m üssen in ihrem Ergebnis den  

Rentnern gerechte Leistungen bringen und die Hütten­

knappschaft in ihrem  Bestand sichern.

Seit dem 1. August 1969 is t das G esetz zur Errichtung  

der Bundesknappschaft in Kraft. Eine sozia ldem okra ­

tisch geführte Landesregierung wird ihren ganzen Ein­

fluß geltend m achen, um m öglicherweise m it der Er­

richtung der Bundesknappschaft verbundene Nachte ile  

von den Versicherten der ehem aligen Saarknappschaft 

abzuwenden. Sie wird darüber wachen, daß  dem  Saar­

land als zweitgrößtem Steinkohlerevier der Bundes­

republik m it der nach der ehem aligen Ruhrknappschaft 

größten Versicherten- und Rentnerzahl auch weiterh in 

die  Beachtung  geschenkt wird, die  ihm  sachlich zukom m t. 

Eine sozia ldem okratisch geführte Regierung an der 

Saar wird sich schließ lich dafür einsetzen, daß die m it 

der Errichtung der Bundesknappschaft eröffnete M ög- 

lickkeit zur Einführung der fre ien Arztwahl zum  W ohle  

auch der knappschaftlich versicherten Saarländer end ­

lich genutzt wird und dam it ein Überble ibsel aus dem  

vorigen Jahrhundert aus unserer G esellschaft ver­

schw indet.
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Die Kriegsopferfürsorge hat sich der Beschädigten und  

Hinterb liebenen in allen Lebenslagen anzunehm en. 

Eine m aterie lle Besserste llung der Beschädigten und  

Hinterb liebenen wurde erre icht, seit Sozia ldem okraten  

die Bundesregierung führen.

Eine In tensivierung der Kriegsopferfürsorge wird für 

erforderlich gehalten. Dazu gehört nach Ansicht der 

SPD-Saar aber auch, daß m ehr als bisher den Kriegs­

opfern ind ividuell geholfen  wird  durch

1. den Ausbau der W ohnungsfürsorge durch G ewäh ­

rung von Darlehen zu günstigen Tilgungs- und Zins­

sätzen;

2. die Ausweitung der Erholungsfürsorge m it dem  Zie l, 

den Kriegsbeschädigten und Hinterb liebenen, so oft 

es ihr gesundheitlicher Zustand erforderlich m acht, 

einen Erholungsurlaub zu erm öglichen;

3. die Ausbildung der Kinder von Beschädigten und  

Kriegerw itwen für alle Berufe, die ihren Anlagen  

und Fähigkeiten entsprechen;

4. M aßnahm en, die den älteren Beschädigten und

Kriegshinterb liebenen die Teilnahm e am kulture llen  

G eschehen m öglich m achen;

5. G leichste llung der Kriegereltern m it dem übrigen 

Kreis der Kriegshinterb liebenen.

Die für die Durchführung der Kriegsopferfürsorge zu ­

ständigen Stellen sind personell und m aterie ll so aus­

zustatten, daß sie ihre Aufgabe zum  W ohle der Kriegs­

opfer und Kriegshinterb liebenen wirksam und in vol­

lem  Um fange erfü llen können.
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Das Recht der Schwerbeschädigten is t unter Berück­

sichtigung der m odernen Entw icklung auszugesta lten. 

Es is t darauf hinzuw irken, daß  der Bund durch eine No ­

vellierung des Schwerbeschädigtengesetzes das Recht 

der Schwerbeschädigten auf einen Arbeitsp latz festig t. 

Soweit Landesdienstste llen m it der Durchführung des  

Schwerbeschädigtengesetzes beauftragt sind, sollen sie  

nach Auffassung der SPD-Saar darauf hinw irken, daß

1. m ehr noch als bisher die Arbeitsp lätze der Schwer­

beschädigten regelm äßig besucht werden m it dem  

Zie l, den Schwerbeschädigten den geeigneten Ar­

beitsp latz zu erhalten oder durch Um setzungen zu  

beschaffen und ihn zu beraten, dam it seine Stellung 

im Betrieb gefestig t wird;

2. die Betriebshelfergruppen, die aus dem Beauftrag­

ten des Arbeitgebers, dem Vertrauensm ann der 

Schwerbeschädigten, dem Vertreter der Hauptfür­

sorgeste lle und der Arbeitsverwaltung bestehen, 

sich in Team arbeit um die Belange der Schwerbe ­

schädigten küm m ern und ihnen behilflich sind, daß  

sie gegenüber den Nichtbeschädigten wettbewerbs­
fäh ig ble iben;
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3. in allen Kündigungsangelegenheiten durch in tensive  

Verhandlungen der Versuch unternom m en wird, den  

Arbeitsp latz zu erhalten oder einen anderen ange ­

m essenen Arbeitsp latz zu beschaffen. Das gilt ins­

besondere für die älteren Schwerbeschädigten Ar­

beitnehm er;

4. die Verkehrsopfer, sofern sie die übrigen Voraus­

setzungen nach dem Schwerbeschädigtengesetz er­

fü llen, den Schwerbeschädigten gle ichgeste llt wer­
den;

5. darauf hingew irkt wird, auch die Körperbehinder­

ten in die Schutzbestim m ungen des Schwerbeschä­

digtengesetzes m ite inzubeziehen.



SozialhilfeUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Aufgabe der Sozia lh ilfe is t, den Em pfangsberechtig ten 

die Führung eines Lebens zu erm öglichen, das der W ür­

de des M enschen entspricht.

Die Durchführung der Sozia lh ilfe m uß - nach Ansicht 

der SPD-Saar - so verbessert werden, daß die Betreu ­

ung der Hilfesuchenden und Hilfeem pfänger, insbeson­

dere der Körperbehinderten, der Blinden und Seh­

schwachen, der Hörgeschädigten, der sprachlich, gei­

stig und seelisch Behinderten sow ie der psychisch Kran ­

ken in dem  vom G esetzgeber gewollten Sinne erfo lgt. 

Es is t deshalb dafür Sorge zu tragen, daß

1. die Höhe der für den Lebensunterhalt m aßgeblichen 

Regelsätze jeweils rechtzeitig der Preisentw icklung  

angepaßt wird;

2. für die 1200 bis 1500 geistig Behinderten ausrei­

chende Betreuungsstätten -  z. B. Sonderschulen, Bil­

dungsstätten heilpädagogischer oder sonstiger Art, 

beschützende W erkstätten  -  ausgebaut und geschaf­

fen werden;

3. für psychisch Kranke entsprechende sozia lpsychiatri­

sche Rehabilita tionsstätten -  z. B. Tages- und Nacht­

klin iken und übergangseinrichtungen - geschaffen  

werden, um die Heranführung an das Leben vor 

Eintritt der Krankheit und die Anpassung  an die G e ­

sellschaft vorzubereiten;

4. für die etwa 300 bis 400 körper-, seh-, hör- und  

sprachbehinderten Jugendlichen, die der Unterbrin­

gung in Heim - und  Sonderschulen bedürfen, die  schu­

lische Bildung und die Eingliederung in Beruf und  

G esellschaft ohne Schw ierigkeiten gewährle istet is t;

5. die nachgehende Fürsorge zur Sicherung der W irk ­

sam keit der gewährten Eingliederungsm aßnahm en 

und die Hilfe für die Behinderten am Arbeitsp latz  

ausgebaut und in tensiviert werden;

6. für die pflegebedürftigen körperlich, geistig und see­

lisch schwer behinderten M enschen ausreichende, 

m oderne und der Behinderung dieser M enschen ent­

sprechend ausgestattete Einrichtungen vorhanden  

sind.

Zur Durchführung dieser Aufgaben is t auf die Ausbil­

dung des Personals, die Ausstattung der Dienstste llen  

und Einrichtungen m it ausreichendem Pflege- und son­

stigem  Personal besonderes Augenm erk zu richten.
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Die SPD wird ihre Sozia lpolitik danach ausrichten, daß  

die saarländischen Arbeitnehm er vor den m öglichen  

Folgen der wirtschaftlichen Um strukturierung, der Ra­

tionalis ierung und des technischen Fortschritts geschützt 

werden. Die sozia le Absicherung war bei den Entlas­

sungen in der saarländischen Produktions-, Investitions­

und Verbrauchsgüterindustrie während der Rezession  

1966/67 noch nicht genügend. Eine von der SPD getra ­

gene Landesregierung wird daher eine Planungsgruppe 

beauftragen, unverzüglich einen Sozia lp lan zu erste l­

len, der den saarländischen Unternehm en, Betriebsrä­

ten und Sozia lpartnern Rahm enem pfehlungen für den  

Schutz und die sozia le Sicherung entlassungsbedrohter 

Arbeitnehm er geben wird.

Um das Los von besonders gefährdeten alten Arbeit­

nehm ern entscheidend zu verbessern, wird sich die  

SPD-Saar bei der Bundesregierung dafür einsetzen, 

daß  die wahlweise Herabsetzung der bisher starren Al­

tersgrenze so bald wie m öglich gesetzlich geregelt 

wird. Die bisherige Regelung widerspricht den sozia len  

wie auch gesundheitlichen Bedürfn issen unserer Arbeit­
nehm er.

In welchem M aße gerade die schw ierigen saarländi­

schen Arbeitsbedingungen zu einer frühen Invalid is ie ­

rung führen, zeigt die Tatsache, daß im  G egensatz zum  

Bundesdurchschnitt im  Saarland 1966 und 1967 nicht die  

64- bis 65jährigen, sondern vie lm ehr die 55- bis 59jäh- 

rigen Arbeitnehm er die stärksten Rentenzugänge hat­

ten. M it der Herabsetzung der starren Altersgrenze wür­

de ein wünschenswerter Zustand wiederhergeste llt wer­

den, der bis Ende 1959 im Saarland geltendes Recht 

war.
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Beschleunigung des RechtsgangesUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Auf dem  G ebiet der Rechtspflege liegt im  Saarland vie l 

im  argen. Hier ste llen sich einer von der SPD  geführten  

Landesregierung wichtige Aufgaben.

Die im G rundgesetz verankerte Rechtsstaatlichkeit ver­

langt einen schnellen Rechtsschutz. Dieser is t zur 

Zeit vie lfach nicht gewährle istet. Die Verzögerung des  

Rechtsganges kom m t aber oft fast einer Rechtsverwei­

gerung nahe.

W er z. B. heute bei dem Sozia lgericht eine Rente ein ­

klagt, weil er sich durch einen abschlägigen Bescheid  

seines Rententrägers ungerecht behandelt füh lt, m uß  

über ein Jahr, m anchm al sogar zwei, warten, bis er 

einen Term in vor G ericht bekom m t. Be' m r nchen Zivil­

gerichten, insbesondere beim  Landgericht, kann es M o ­

nate dauern, bis der G läubiger sein erstrittenes Urte il 

schriftlich bekom m t, weil es an  Schreibkräften feh lt. W er 

eine Berufung beim O berlandesgericht, dem höchsten  

Zivilgericht unseres Landes, ein legt, m uß weit über ein  

Jahr warten, bis seine Sache verhandelt wird (30 km  

weiter, in Zweibrücken, dauert es nur zwei M onate). 

Eine von der SPD geführte Landesregierung wird sich  

m it allen M itte ln um eine Beschleunigung des Rechts­

ganges bem ühen. Dazu gehören hinre ichende Perso­

nalausstattung sow ie Einführung m oderner M anage ­

m ent-M ethoden und Rationalis ierung in der Justizver­

waltung.

Gezielte Strafverfolgung

Eine von der SPD-Saar geführte Landesregierung wird  

auch alle Voraussetzungen für eine gezie ltere Strafver­

fo lgung - nam entlich bei der Verfo lgung von Straf­

ta ten  der W irtschaftskrim inalitä t -  schaffen. Diese W irt­

schaftskrim inalitä t, die andere M enschen betrügerisch 

schädigt und in den le tzten Jahren m erklich zugenom ­

m en hat, m uß strenger verfo lgt werden. Eine Sonder­

ausbildung für Staatsanwälte sow ie die Heranziehung  

von Spezia listen is t erforderlich.

Die zunehm ende Anzahl von Eigentum sdelikten läßt 

sich nicht alle in m it härterer Bestrafung eindäm m en. 

Viel wirksam er is t die Verhütung von Diebstählen da ­

durch, daß der Straftäter m it seiner Entdeckung rech­

nen m uß. Zu diesem Zweck m uß die Polize i personell 

verstärkt werden. Auch die technische Ausrüstung m it 

Pkw, Funkgeräten usw . m uß verbessert werden.
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Strafe is t - nach Ansicht aller Fachleute - nur ein M it­

te l, um einen Rechtsbrecher daran zu hindern, künftig  

wieder Straftaten zu begehen. Daher m uß die Resozia­

lis ierung, die W iedereingliederung des G estrauchel­

ten in die G esellschaft, ein stetes Bem ühen des Staates 

sein und bereits während der Strafverbüßung im G e ­

fängnis beginnen. Ein Fürsorger für 500 Häftlinge - so  

is t das Verhältn is zur Zeit im Saarland - re icht dafür 

nicht aus. Auch die Anzahl der neun im Saarland tä ti­

gen Bewährungshelfer is t im Hinblick auf die Zahl der 

von ihnen Betreuten zu gering. Die SPD-Saar fordert 

daher eine personelle Verstärkung, um dem Erforder­

nis der Bewährungshilfe besser gerecht zu werden.

Das noch aus der m onarchischen O brigkeitsverwaltung  

desl9.Jahrhunderts überkom m ene bürokratisch-h ierar­

chische Prinzip m uß m oderner Team arbeit Platz m a ­

chen. Das erfordert eine Reform der Struktur unseres 

öffentlichen Dienstes und seiner Ausbildung.

Im  Recht des öffentlichen Dienstes m üssen sachlich nicht 

m ehr gerechtfertig te Unterscheidungen aufgehoben  

werden. Für Führungs-, Planungs- und Beratungsaufga­

ben m uß ein personaler Austausch und W echsel zw i­

schen W irtschaft, W issenschaft, fre iem  Beruf und öffent­

lichem Dienst m öglich sein.

Für Beam te, Angeste llte und Arbeiter im öffentlichen  

Dienst soll ein m odernes Dienstrecht geschaffen wer­

den. Das Laufbahnrecht m uß gelockert werden. Beson­

ders für Führungskräfte m uß der W echsel von privat­

wirtschaftlicher Berufstätigkeit in den öffentlichen  

Dienst attraktiver gem acht werden.

Ausgehend von einer veränderten Bundesrahm enge­

setzgebung wird sich die sozia ldem okratische Landes­

regierung für eine vollständige Neufassung des saar­

ländischen Personalvertretungsgesetzes einsetzen. Da ­

bei wird auch die wiederhergeste llte M inisterverant­

wortlichkeit für die jeweiligen G eschäftsbereiche m it 

dazu beitragen, eine wirksam ere Vertretung der Be-
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diensteten durch ihre gewählten Vertreter zu erm ögli­

chen. Die Verw irklichung des Leistungsgedankens auch  

hinsichtlich der Aufstiegsm öglichkeiten, die Vereinheit­

lichung des Dienstrechts nach m odernen G esichtspunk­

ten, der Abbau überholter Strukturen sow ie die Ein­

führung der gle itenden Arbeitszeit im öffentlichen  

Dienst, kurz: eine m obile und flexib le Leistungsverwal­

tung werden das Zie l einer von der SPD-Saar getrage­

nen Landesregierung sein.

Soweit das Land durch Beteiligung Arbeitgeberfunktion 

hat, wird sich unsere Regierung dafür einsetzen, daß  

die  Altersversorgung der dort Beschäftig ten m indestens 

auf der Höhe gehalten wird, wie sie einm al erre icht 

war. Es wird angestrebt, eine der Zusatzversorgung  

im  öffentlichen Dienst gle ichwertige Regelung zu erre i­

chen. Die Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse  

soll durch eine Verwaltungsste lle für überbetriebliche  

Versorgungseinrichtungen ergänzt werden.

Die Abgrenzung der G eschäftsbereiche nach sachlichen  

G esichtspunkten wird auch die einzelnen M inisterien 

hinsichtlich ihrer Aufgabenerfü llung wirksam er m achen  

und Kom petenzstre itigkeiten ausschließen.

Die SPD wird in dem neuen saarländischen Landtag 

eine G esetzesvorlage für eine Verwaltungs- und G e ­

bietsreform vorlegen. Unser Land is t aufgrund der 

G renzlage und der kriegerischen Auseinandersetzun ­

gen m it Frankreich zunächst durch den Versailler Frie ­

densvertrag und dann durch die Entw icklung nach 1945  

künstlich geschaffen worden. Seine G ebietste ile gehör­

ten früher zu Preußen und zu Bayern. Der unterschied­

liche und voneinander abweichende Verwaltungsauf­

bau besteht zum  Teil heute noch und bedarf unbedingt 

einer Überprüfung. W irtschaftlich zusam m engehörende 

Räum e wurden auseinandergerissen und haben des­

halb keine M öglichkeit gem einsam er Planung und Ent­

wicklung. Die Erfordernisse unserer Zeit bedingen so ­

wohl im staatlichen wie im kom m unalen Bereich groß ­

räum ige und übersichtliche Lösungen.

An der Saargrenze hört die  W elt nicht auf: Daher wird  

die Abstim m ung m it der angrenzenden Region von  

Rhein land-P fa lz von der SPD m it Nachdruck verfo lgt 

werden.

Entsprechend dem  G rundsatz der SPD soll die Verwal­

tung für den Bürger überschaubar sein. Ihre dem okrati­

sche Kontro lle auf allen Ebenen is t G rundvorausset­

zung dafür, daß  der Bürger sich nicht Verwaltungsakten 

einer anonym en Bürokratie ausgelie fert sieht. Die SPD  

wird prüfen, ob nicht die Bürgerm eister in direkter
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W ahl von den Bürgern zu wählen sind, und fordert die  

direkte W ahl aller Kom m unalvertretungskörperschaf­

ten.

Die SPD  wird deshalb ungeachtet einer ebenfa lls erfor­

derlichen Neugliederung der Länder im  Südwesten der 

Bundesrepublik Deutschland die staatliche und kom ­

m unale Verwaltung neu ordnen  und, entsprechend  dem  

Beispie l anderer Bundesländer, eine Verwaltungs- und  

G ebietsreform durchführen.

Im staatlichen Bereich erfordert das eine Verlagerung 

re iner Verwaltungsaufgaben aus den M inisterien in  

nachgeordnete Dienstste llen, eine Zusam m enfassung 

staatlicher Sonderbehörden und eine räum liche und  

funktionelle G liederung staatlicher Verwaltungsorgane, 

wie sie den In teressen der Bürger unseres Landes ent­

spricht. Am tsgerichte und Katasteräm ter sollen in allen  

Teilen des Saarlandes so  zusam m engefaßt werden, daß  

unter Anwendung strengster M aßstäbe für eine spar­

sam e Verwaltung dem Bürger unnötige W ege erspart 

ble iben.

Die SPD is t grundsätzlich für eine Kom m unalis ierung  

der landrätlichen Verwaltung und wird die Zuständig ­

keit des Kreistages ausweiten.

Der Landrat m uß als O rgan kom m unaler Selbstverwal­

tung durch den Kreistag gewählt und nicht von der Re­

gierung vorgeschlagen und ernannt werden. Die Kreis­

grenzen bedürfen einer überpüfung ebenso  wie der Sitz  

der Kreisverwaltungen m it dem Zie l, zu größeren und  

le istungsfähigeren Landkreisen zu kom m en.

Im kom m unalen Bereich bietet die bisherige O rganisa ­

tionsform Veranlassung dafür, nach dem Beispie l des  

Landes Nordrhein-W estfa len überall dort, wo das aus  

räum lichen und Besiedlungsverhältn issen m öglich is t, 

Verwaltungsgem einden m it einer M indeste inwohner­

zahl von 8000 zu schaffen. Im  Ballungsraum  besteht die  

Notwendigkeit der Zusam m enführung von G em einden  

und der Neuordnung des Stadtum iandes. Die SPD-Saar 

strebt an, daß in Zukunft die M itg lieder der Am tsräte  

direkt und unm itte lbar vom  Volk gewählt werden.

Eine Vielzahl kom m unaler Aufgaben, die sich in der 

Zukunft in verstärktem M aße ste llen werden, is t auf­

grund der heute bestehenden G renzen zw ischen den  

G ebietskörperschaften nur noch m it großen Reibungs­

verlusten lösbar. Für eine erfo lgre iche Schul-, Struktur- 

und Industrieansiedlungspolitik, für notwendige In fra­

strukturm aßnahm en besteht das Erfordernis gem einsa­

m er Planung.

Im Bereich der Energie- und W asserversorgung, der 

Lösung der Abwasserproblem e, der M üllbeseitigung 

wie der elektronischen Datenverarbeitung in der Ver­

waltung sind Zusam m enschlüsse zu größeren Verbän­

den unum gänglich. Deshalb m uß im Ballungsraum  von  

anderen G rößenordnungen als auf dem  flachen Lande
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ausgegangen werden. Die Attraktiv itä t unseres Landes  

is t abhängig von der Entw icklungsfähigkeit seiner 

Städte, deren G rößenordnungen heute den Erforder­

nissen nicht entsprechen.

Nachdem durch Erfahrung feststeht, daß m it der G rün­

dung von Zweckverbänden und m it in terkom m unaler 

Zusam m enarbeit alle in die vie lschichtigen Problem e  

von Ballungsräum en nicht lösbar sind, wird auch von  

dem Instrum ent der Zusam m enführung von G em einden  

G ebrauch gem acht werden m üssen. Die SPD-Saar wird  

darauf hinw irken, daß Landesregierung und Landtag 

die verwaltungsm äßige Neugliederung des Saarlandes  

und seiner G ebietskörperschaften als eine der drin ­

gendsten Aufgaben der inneren Politik um gehend nach  

der Konstitu ierung des neuen Landtages in Angriff 

nehm en.
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Finanz- und HaushaltswirtschaftUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die SPD-Saar wird die Haushalts- und Finanzw irtschaft 

des Landes so gesta lten, daß die Finanzierung der 

Schwerpunktaufgaben ihres Regierungsprogram m es 

gesichert wird. Sie is t sich bewußt, daß aufgrund der 

Versäum nisse und der fa lschen Politik der bisherigen 

Landesregierung auch in finanzie ller Hinsicht ein erheb­

licher Nachholbedarf besteht und die Hilfe der Bundes­

regierung zum Ausgle ich der eigenen Finanzschwache  

noch erforderlich is t. Die SPD wird jedoch alles daran­

setzen, um aus der Abhängigkeit von Zuschüssen des  

Bundes und Ausgle ichszuwendungen der Länder her­

auszukom m en und durch eigene Kraft die Aufgaben  

der Landespolitik erfü llen zu können.

Die zie lstrebig durchzuführende Strukturverbesserung 

unserer W irtschaft, die Ansiedlung von Betrieben und  

die Schaffung neuer Arbeitsp lätze wird die Finanz- 

und Steuerkraft des Saarlandes verbessern. Die Zu ­

wachsraten des Haushaltes sind in erster Lin ie für die  

Aufgaben der Strukturverbesserung, des Ausbaus der 

In frastruktur, der Stadterneuerung und des W ohnungs­

baues zu verwenden. Die finanzie llen Aufwendungen  

des Landes m üssen für die wichtigen Investitionsvorha­

ben und für den Aufbau eines m odernen Bildungswe ­

sens in allen Bereichen durch sparsam ste Verwaltungs­

führung und Einschränkung der konsum tiven Ausgaben  

fre igem acht werden.

Die SPD wird entsprechend der Festlegung der Priori­

tä ten in ihrem Regierungsprogram m eine Um struktu­

rierung der öffentlichen Haushalte ein le iten. Die dem  

Saarland zur Verfügung stehenden Finanzen werden  

zie lstrebig dazu verwendet, die im G rundgesetz der 

Bundesrepublik Deutschland verankerte G leichheit der 

Lebensbedingungen aller Bürger der Bundesrepublik  

zu verw irklichen.
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